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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 51/2017 

HA Nr. 5/2017 

 
 
An die Mitglieder  

des Haupt- und Finanzausschusses 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 21.08.2017 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
zur nächsten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Bornheim lade ich Sie 
herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Dienstag, 05.09.2017, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt 
 
.Die Tagesordnung habe ich wie folgt festgesetzt: 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung  

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Einwohnerfragestunde  

3 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 46/2017 vom 
29.06.2017 

 

4 Ergebnisbericht zum 17.07.2017 und Ausblick auf die weitere Entwick-
lung der Erträge und Aufwendungen im Haushaltsjahr 2017 

518/2017-2 

5 Gleichstellungsplan für die Stadtverwaltung Bornheim / Bericht über 
die Umsetzung des Frauenförderplanes 

437/2017-GB 

6 Ausbau der E-Government-Plattform durch Einführung eines virtuellen 
Bauamts 

572/2017-11 

7 Mitteilung betreffend Wettbürosteuer 526/2017-2 

8 Mitteilung betreffend Sachstandsbericht zur Einrichtung eines Ord-
nungsaußendienstes (OAD) 

524/2017-3 

9 Mitteilung betr. verkaufsoffene Sonntage im Stadtgebiet Bornheim im 
Jahr 2018 

543/2017-3 

10 Mitteilung / Halbjahresbericht des Bürgermeisters (Bereich HA) 586/2017-1 

11 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

530/2017-1 

12 Anfragen mündlich  
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 Nicht öffentliche Sitzung  

13 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

531/2017-1 

14 Anfragen mündlich  

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
(Wolfgang Henseler) 
Bürgermeister 
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Bornheim am Donnerstag, 
29.06.2017, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 46/2017 

  Nicht-öffentliche Sitzung  HFA Nr. 4/2017 

 
Anwesende 

Bürgermeister 
Henseler, Wolfgang Bürgermeister  

Mitglieder 
Bandel, Helga CDU-Fraktion  
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Heßling, Günter CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Kretschmer, Gabriele CDU-Fraktion bis TOP 6 tw. 
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Lehmann, Michael Fraktion-DIE LINKE  
Marx, Bernd CDU-Fraktion  
Müller, Marc CDU-Fraktion  
Oster, Thomas CDU-Fraktion  
Prinz, Rüdiger CDU-Fraktion  
Quadt-Herte, Manfred Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Schmitz, Heinz Joachim SPD-Fraktion  
Söllheim, Michael CDU-Fraktion ab TOP 8 tw. 
Weiler, Jürgen Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Aharchi, Loubna SPD-Fraktion  
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Freynick, Jörn FDP-Fraktion  

Verwaltungsvertreter 
Brandt, Joachim  
Cugaly, Ralf  
Paulus, Wolfgang Dr.  
Pilger, Christiane  
Schier, Manfred Erster Beigeordneter  
Seck, Thomas  
von Bülow, Alice Beigeordnete  
Walter, Sabine  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Feldenkirchen, Else UWG/Forum-Fraktion  
Koch, Christian FDP-Fraktion  
Koch, Maria - Charlotte Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
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Voigt, Philipp SPD-Fraktion  
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Einwohnerfragestunde  

3 Feuerwehrgerätehaus Bornheim - Standortanalyse 416/2017-3 

4 Vorstellung Zweckverband Civitec 427/2017-11 

5 Konzept der Fa. Init „E-Government Roadmap – Stadt Bornheim 
2020“ 

428/2017-11 

6 Beitritt zur d-NRW AöR 431/2017-11 

7 Antrag der CDU-Fraktion vom 18.05.2017 betr. Wirtschaftsstandort 
Bornheim - Betriebliche Kinderbetreuung 

408/2017-11 

8 Antrag der CDU-Fraktion vom 22.05.2017 betr. Umgestaltung von 
Grünflächen 

409/2017-12 

9 Mitteilung betreffend Genehmigung Haushalt 2017/2018 389/2017-2 

10 Mitteilung betreffend Prüfauftrag zur Gründung einer Wohnungs- und 
Grundstücksgesellschaft 

393/2017-2 

11 Mitteilung betr. Stellenausschreibung zur Besetzung der Amtslei-
tungsstelle im Amt 2 - Amt für Finanzen 

379/2017-11 

12 Mitteilung über den Sachstand Unterstützung des Freifunk-Projekts 432/2017-11 

13 Mitteilung über den Sachstand Mitfahren.Bornheim 433/2017-11 

14 Große Anfrage der FDP-Fraktion vom 29.05.2017 betr. vorbeugender 
Brandschutz in öffentlichen Gebäuden 

418/2017-3 

15 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

411/2017-1 

16 Anfragen mündlich  

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

Bürgermeister Wolfgang Henseler  eröffnet die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
der Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der 
Haupt- und Finanzausschuss beschlussfähig ist. 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1, 2, 7, 8, 3-6, 9-16. 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Einwohnerfragestunde  

Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

3 Feuerwehrgerätehaus Bornheim - Standortanalyse 416/2017-3 

Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat nimmt die Ergebnisse der Standortanalyse für das Feuerwehrgerätehaus Bornheim 
zustimmend zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung, auf dieser Grundlage die Planun-
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gen für einen Neubau des Feuerwehrgerätehauses fortzusetzen. Die Feuerwehrgerätehäu-
ser Dersdorf und Brenig sollen für die Feuerwehrarbeit vor Ort erhalten bleiben. 
 
- Einstimmig -  
 

4 Vorstellung Zweckverband Civitec 427/2017-11 

Beschluss: 
Der Haupt-und Finanzausschuss der Stadt Bornheim nimmt die Ausführungen des Zweck-
verbandes Civitec zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

5 Konzept der Fa. Init „E-Government Roadmap – Stadt Bornheim 
2020“ 

428/2017-11 

Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Bornheim nimmt die Ausführungen der Fa. Init 
AG zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

6 Beitritt zur d-NRW AöR 431/2017-11 

Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat der Stadt Bornheim beschließt, der d-NRW AöR beizutreten und eine einmalige 
Stammkapitaleinlage in Höhe von 1.000 € zu zeichnen. 
 
- Einstimmig -  
bei 1 Stimmenthaltung (LINKE) 
 

7 Antrag der CDU-Fraktion vom 18.05.2017 betr. Wirtschaftsstand-
ort Bornheim - Betriebliche Kinderbetreuung 

408/2017-11 

Beschluss: 
Die Verwaltung wird beauftragt, eine Abfrage bei den in Bornheim ansässigen Unternehmen 
und Institutionen durchzuführen, um einen möglichen Bedarf an betrieblicher Kinderbetreu-
ung zu ermitteln und das Ergebnis dem Haupt- und Finanzausschuss sowie dem Jugendhil-
feausschuss vorzulegen.  
 
- Einstimmig -  
 

8 Antrag der CDU-Fraktion vom 22.05.2017 betr. Umgestaltung von 
Grünflächen 

409/2017-12 

Der Bürgermeister sagt zu den Ausschuss zu informieren, sobald die Maßnahmen am Krei-
sel Merten umgesetzt wurden. 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt Kenntnis von den Ausführungen der Stadtverwal-
tung zum Erfolg des Beetumbaus im Bereich „Schwadorfer Kreuz“ und „Bahnhofstraße“ 
 
- Einstimmig -  
 

9 Mitteilung betreffend Genehmigung Haushalt 2017/2018 389/2017-2 

- Kenntnis genommen -  
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Zusatzfragen AM Hanft betr. nicht begonnene Maßnahmen sind zurückzustellen, es sei 
denn, dass ihre Durchführung auf einer Rechtspflicht beruht 
 
1. Gibt es Schwerpunkte, welche Maßnahmen davon betroffen sind? 
 
2. Hat das Auswirkungen auf die Verpflichtungsermächtigungen? 
  
3. betr. Verpflichtungsermächtigungen 

Mit welchen Konsequenzen ist dies verbunden z.B. Ersatz für das Gebäude in der 
Brahmsstrasse? 

Antwort: 
In den letzten Jahren wurde von dem Recht Gebrauch gemacht, möglichst umfassend im 
investiven Bereich Budgets in das Folgejahr zu übertragen, weil damit keine Nachteile für 
den Haushalt verbunden sind. Hierbei ist von Bedeutung, dass die Investitionstätigkeit in den 
Jahren 2010 -2016 weit unter Plan erfolgte und Ermächtigungsübertragungen auch künftig 
als wirksames und legitimes Instrument genutzt werden.  
In Bezug auf die Verpflichtungsermächtigungen sind die Hinweise der Kommunalaufsicht aus 
der Sicht des Kämmerers rechtlich korrekt dargestellt. Bezogen auf die Darlehen bestehen 
keine Erfordernisse, Verpflichtungsermächtigungen in Anspruch zu nehmen und hinsichtlich 
der nicht konkret formulierten Investitionen in der Zukunft, ist es laut Gesetzgeber nicht ge-
stattet, Verpflichtungsermächtigungen zu bilden. Beides stellt aus Sicht des Kämmerers kein 
Risiko für die Stadt dar, künftig möglicherweise keine Aufträge erteilen zu dürfen.  
Aus Sicht des Kämmerers sind Lösungen im Rahmen des Haushaltsvollzugs möglich. 
 

10 Mitteilung betreffend Prüfauftrag zur Gründung einer Wohnungs- 
und Grundstücksgesellschaft 

393/2017-2 

- Kenntnis genommen -  
 

11 Mitteilung betr. Stellenausschreibung zur Besetzung der Amtslei-
tungsstelle im Amt 2 - Amt für Finanzen 

379/2017-11 

- Kenntnis genommen -  
 

12 Mitteilung über den Sachstand Unterstützung des Freifunk-
Projekts 

432/2017-11 

- Kenntnis genommen -  
 

13 Mitteilung über den Sachstand Mitfahren.Bornheim 433/2017-11 

- Kenntnis genommen -  
 
 

14 Große Anfrage der FDP-Fraktion vom 29.05.2017 betr. vorbeu-
gender Brandschutz in öffentlichen Gebäuden 

418/2017-3 

- Kenntnis genommen -  
 

15 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

411/2017-1 

Mündliche Mitteilung von Frau von Bülow 
Die Bezirksregierung Arnsberg hat mitgeteilt, dass ab der 28 Kalenderwoche im Zyklus von 4 
Wochen mit Zuweisungen von insgesamt 85 Flüchtlingen zu rechnen ist.  
Das Ehrenamt wird zeitgleich informiert und die Ortsvorsteher sind bereits informiert worden. 
Die Bezirksregierung wird erst 5 Tage vor dem Zuweisungstag die Personalien der Flüchtlin-
ge mitteilen. Die Verwaltung bemüht sich, so passgenau wie möglich die Unterbringung zu 
organisieren. Das heißt, es soll nach Möglichkeit auf die Situation der Unterkünfte, Ortschaf-
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ten, Kapazitäten des ehrenamtlichen Engagements und insb. Schulplätze Rücksicht ge-
nommen werden. 
 
-Kenntnis genommen- 
 
Zusatzfrage AM Heller 
Werden in dem Zusammenhang neue Container in Betrieb genommen oder versucht man 
das mit den vorhandenen Standorten zu kompensieren? 
Antwort: 
Dies wird geprüft. 
Die große Containeranlage in Hersel soll zum einen Teil als Kindergartenstandort und eventl. 
der andere Block als Flüchtlingsunterkunft genutzt werden. In der Ratssitzung wird nochmals 
ein aktueller Bericht zum Sachstand gegeben.  
 
Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
Von der Vorlage-Nr. 411/2017-1 Kenntnis genommen. 
 

16 Anfragen mündlich  

AM Marx betr. zur Verfügung Stellung von Geld für die Planung der Höherlegung der Bahn-
steige in den Rheinorten 
Wurde das Geld der HGK schon zur Verfügung gestellt? 
Antwort: 
Dies ist bisher mangels ausstehender Vereinbarung mit der HGK nicht geschehen. Ein aktu-
eller Sachstand wird mitgeteilt. 
Die Maßnahme kann erst umgesetzt werden, wenn die Entwidmung erfolgt ist. 
 
AM Quadt-Herte betr. öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt Bornheim und 
dem Rhein-Sieg-Kreis bezüglich der Beschulung von Schülern mit dem Schwerpunkt „Spra-
che“. Eltern möchten ihre Kinder mit dem Förderschwerpunkt „Lernen“ aus dem linksrheini-
schen Kreisgebiet (Heimerzheim, Rheinbach, Meckenheim) gerne an der Bornheimer Ver-
bundschule beschulen lassen. 
Könnte diesbezüglich eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt Bornheim 
und den anfragenden Städten getroffen werden, so dass die Stadt daraus Einnahmen erzie-
len könnte? 
Antwort: 
Dies wird geprüft. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 20:45 Uhr 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang Henseler  gez. Petra Altaner 
Bürgermeister  Schriftführung 
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Haupt- und Finanzausschuss 05.09.2017 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 518/2017-2 

    Stand 10.07.2017 

 
Betreff 
 

Ergebnisbericht zum 17.07.2017 und Ausblick auf die weitere Entwicklung der 
Erträge und Aufwendungen im Haushaltsjahr 2017 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen zum Buchungsstand 17.07.2017 
sowie zur Entwicklung der Erträge und Aufwendungen im Haushaltsjahr 2017 zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Nachstehend wird dem Haupt- und Finanzausschuss zum Buchungsstand 17.07.2017 sowie 
zu den wesentlichen finanziellen Entwicklungen im ersten Halbjahr 2017 und deren Auswir-
kungen auf die Haushaltswirtschaft berichtet. 
 
Aus dem aktuellen Buchungsstand lassen sich lediglich Tendenzaussagen ableiten. Konkre-
tere Aussagen – auch im Hinblick auf mögliche Mehrbedarfe – werden im weiteren Verlauf 
des dritten Quartals 2017 auf der Basis der Budget- und Prognoseberichterstattung erfolgen. 
Dem Haupt- und Finanzausschuss wird hierzu in der nächsten Sitzung berichtet. 
 
1. Ergebnisbericht zum 17.07.2017 
 

Aus dem Buchungsstand vom 17.07.2017 lassen sich folgende wesentliche Erkenntnisse 
ableiten: 
 

 Die ordentlichen Erträge entwickeln sich planmäßig; Verbesserungen gegenüber 
der Planung sind insbesondere bei den Steuererträgen zu erwarten. Seitens des 
Landschaftsverbandes Rheinland ist die angekündigte Sonderauskehrung an sei-
ne Mitgliedskörperschaften aus aufzulösenden Rückstellungen für Integrationshil-
fen erfolgt; der Rhein-Sieg-Kreis hat den Anteil der Stadt Bornheim in Höhe von              
rd. 1 Mio. € sehr zeitnah überwiesen. 
 

 Die ordentlichen Aufwendungen lassen ebenfalls eine grundsätzlich planmäßige 
Inanspruchnahme der Budgets erkennen. Größere Abweichungen sind beispiels-
weise auf noch nicht erfolgte Abschreibungsläufe zurückzuführen. Angesichts der 
Flüchtlingszahlentwicklung im ersten Halbjahr werden insbesondere für die Be-
treuung und Versorgung dieses Personenkreises die Budgetauswirkungen zu 
analysieren sein. Dabei wird der Tatsache Rechnung getragen, dass im dritten 
Quartal weitere Flüchtlingszuweisungen erfolgen. 

 

Ö  4Ö  4
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2. Weitere Entwicklung der Erträge und Aufwendungen 
 

a. Ertragsentwicklung 
 

Die Entwicklung der ordentlichen Erträge wird maßgeblich bestimmt durch das kom-
munale Steueraufkommen sowie die Zuwendungspraxis von Bund und Land. 
 
Die aus Mai 2017 stammende Prognose des Arbeitskreises Steuerschätzung lässt 
gegenüber der Herbststeuerschätzung 2016 weitere Verbesserungen im kommuna-
len Steueraufkommen der Jahre 2017 ff. erwarten. Dies ist auf die weiterhin positive 
Entwicklung von Konjunktur und Arbeitsmarkt zurückzuführen. Die Auswirkungen auf 
die Gemeindeanteile für Einkommen- und Umsatzsteuer sowie die Gewerbesteuer 
sind unter Berücksichtigung der örtlichen Erkenntnisse vorsichtig zu bestimmen und 
im Verlauf des zweiten Halbjahres 2017 zu konkretisieren.  
Hinsichtlich der Einkommen- und Umsatzsteueranteile wird derzeit mit leichten Mehr-
erträgen gerechnet. Die Gewerbesteuer entwickelt sich ausgesprochen positiv. Die 
aktuellen Daten lassen hier Mehrerträge in einer Größenordnung von rd. 2 Mio. € er-
warten. 
 
Die Zuwendungen des Landes sind im Wesentlichen geprägt durch Schlüsselzu-
weisungen und Bedarfszuweisungen. 
Wegen der mit der Neubildung der Landesregierung nach der Landtagswahl einher-
gehenden Justierung der Haushalts- und Finanzpolitik wird es – anders als in den 
letzten Jahren – keine Arbeitskreisrechnung der Landesregierung und der Arbeits-
gemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände in NRW geben.  
Stattdessen hat sich die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände in 
NRW darauf verständigt, eine eigenständige Simulationsrechnung ohne Beteiligung 
der Landesregierung zur Verfügung zu stellen. Diese Simulationsrechnung wird man-
gels besserer Erkenntnisse zwar auf aktuelle Steuerdaten, im Übrigen aber auf die 
Systematik des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2017 zurückgreifen. Die Daten sind 
daher nur als Anhaltspunkte unter dem Vorbehalt der weiteren Entwicklungen zu ver-
stehen und insofern lediglich als interne Arbeitsgrundlage zu verwenden.  
Zu den Daten wird in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses ergänzend be-
richtet. 

 
Die Umsetzung des Programms „Gute Schule 2020“ gestaltet sich derzeit planmäßig. 
Hierzu wird eine separate Berichterstattung in den Ratsgremien erfolgen. 
 
Ebenfalls planmäßig entwickeln sich die kommunalen Finanzhilfen des Bundes. 
Erfreulicherweise wird der Bund eine zweite Tranche des Investitionsförderpaketes 
zur Entlastung finanzschwacher Kommunen in Höhe von weiteren 3,5 Mrd. EUR zur 
Verfügung stellen. Zur weiteren Umsetzung muss noch eine Verwaltungsvereinba-
rung zwischen dem Bund und den Ländern und anschließend eine landesgesetzliche 
Regelung – insbesondere zur Verteilungssystematik – getroffen werden. Sobald hier-
zu konkretere Informationen vorliegen, werden die Ratsgremien informiert. 
 
b. Aufwandsentwicklung 

 
Alleine aus der derzeitigen Inanspruchnahme der Aufwandsbudgets lassen sich noch 
keine schlüssigen Aussagen zu deren Auskömmlichkeit ableiten. Hierzu bedarf es 
weiterer Analysen, die im Zuge der bereits eingangs erwähnten Prognoseberichter-
stattung erfolgen werden. 
 
Zur Deckung möglicher Mehrbedarfe im zweiten Halbjahr 2017 stehen bereits abseh-
bar Deckungsmittel aus Zinsminderaufwendungen sowie aus der einmaligen Son-
derauskehrung des Landschaftsverbandes Rheinland zur Verfügung. 

11



518/2017-2  Seite 3 von 3 

 

 
c. Entwicklung der Finanzerträge und –aufwendungen 
 
Das Finanzergebnis wird maßgeblich bestimmt durch die Abführung von Überschüs-
sen aus städtischen Beteiligungen einerseits und Zinsaufwendungen für Investitions- 
und Liquiditätskredite andererseits. 
 
Auch im Jahr 2017 dauert die Niedrigzinsphase an. Die Aufnahme von Liquiditätskre-
diten geht in diesem Jahr einher mit einer Negativverzinsung, d.h. für die Aufnahme 
von Geld erhält die Stadt Zinsen von den Kreditinstitutionen. In der Folge wird das 
Zinsaufwandbudget deutlich entlastet. Weitere Entlastungswirkungen können im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung der Investitionstätigkeit entstehen. 

 
Die Überschusssituation in den städtischen Beteiligungen entwickelt sich weitgehend 
planmäßig. 
 
Dies trifft insbesondere auf die beiden Netzgesellschaften zu, die aufgrund der Regu-
lierungssystematik einen verlässlichen Konsolidierungsbeitrag für den städtischen 
Haushalt erwirtschaften. 
 
Im städtischen Wasserwerk sind zwischenzeitlich die erforderlichen Gebührenanpas-
sungen zur Sicherstellung  

 der Erwirtschaftung der maximalen Konzessionsabgabe 

 des Nachholens der in der Vergangenheit gekürzten Konzessionsabgabe so-
wie 

 einer angemessenen Eigenkapitalverzinsung 
erfolgt. 
Nachholeffekte bei der Konzessionsabgabe stellen für den städtischen Haushalt 
Mehrerträge dar. 
 
Im Stadtbetrieb Bornheim AöR führt der innerbetriebliche Ausgleich defizitärer Spar-
ten durch die Überschusssituation in der Sparte „Abwasserentsorgung“ zu gegenüber 
der Planung absehbar geringeren Abführungen an den städtischen Haushalt. 

 
3. Ausblick  

 
Im Zuge der Bewirtschaftung des Haushaltes berichten die Budgetverantwortlichen mit-
tels einer Prognose auf den 31.12. eines Jahres zur voraussichtlichen Entwicklung der 
Erträge und Aufwendungen. Diese Prognoseberichterstattung dient insbesondere zur 
Beurteilung, inwieweit das Erfordernis zur Vorbereitung bzw. zum Ergreifen haushalts-
wirtschaftlicher Maßnahmen besteht. 
Zudem fließen die Prognoseergebnisse in die Berichterstattung zur Entwicklung des 
Haushaltssicherungskonzeptes an die Kommunalaufsicht ein. 
 
Die Prognoseberichterstattung erfolgt im Haushaltsjahr 2017 zum 31.08.2017. Die Be-
richterstattung im Haupt- und Finanzausschuss ist für die Sitzung am 23. November 2017 
vorgesehen. 
 
Gegebenenfalls erforderliche Ratsbeschlüsse zu Mehrbedarfen werden zeitnah vorberei-
tet. 
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Haupt- und Finanzausschuss 05.09.2017 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 437/2017-GB 

    Stand 21.08.2017 

 
Betreff 
 

Gleichstellungsplan für die Stadtverwaltung Bornheim / Bericht über die 
Umsetzung des Frauenförderplanes 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und verweist den 
Gleichstellungsplan und den Bericht des Frauenförderplan zur weiteren Beratung in die Frak-
tionen. 
 
Sachverhalt 
 
Gemäß den §§ 5 und 6 des neuen Landesgleichstellungsgesetzes NRW (LGG NRW) erstellt 
jede Kommune im Rahmen ihrer Zuständigkeit für Personalangelegenheiten jeweils für den 
Zeitraum von drei bis fünf Jahren einen Gleichstellungsplan und schreibt diesen nach Ablauf 
fort. Ein Bericht über die Umsetzung erfolgt gemeinsam mit der Fortschreibung. Das neue 
LGG NRW ist am 15.12.2016 in Kraft getreten. Der Begriff "Frauenförderplan" wurde in 
"Gleichstellungsplan" umbenannt.  
 
Der Personalrat hat den Entwurf des neuen Gleichstellungsplanes im Rahmen seines Mitbe-
stimmungsrechtes und den Bericht über die Umsetzung des Frauenförderplanes zur Kennt-
nis vorliegen. 
 
Die Gleichstellungsbeauftragte wird den Gleichstellungsplan und die Berichte in der Sitzung 
vorstellen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Gleichstellungsplan 
Bericht Frauenförderplan 
Bericht Männer in Kindertageseinrichtungen 
 

Ö  5Ö  5
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Der Gleichstellungsplan soll dazu beitragen, dass alle Bereiche, Berufe 
und Funktionen gleichermaßen mit Frauen und Männern besetzt werden.  
 
Ziel des Gleichstellungsplanes ist es, durch eine Personalpolitik, die die 
Ausbildungs- und Berufsmöglichkeiten von Frauen und Männern verbes-
sert, das in der Verfassung verankerte Gleichstellungs- und Gleichbe-
handlungsgebot in der Stadtverwaltung Bornheim zu verwirklichen.  
 
Daraus ergibt sich die Weiterentwicklung der Personalpolitik dahinge-
hend, die Chancengleichheit in den Ausbildungs- und Berufsmöglichkei-
ten sowie die Vereinbarkeit von Beruf, Karriere und Familie von Frauen 
und Männern zu verbessern. 
 
 
Der Gleichstellungsplan und die darin vorgegebenen Maßnahmen wirken 
darauf hin, die vorhandenen Strukturen so fortzuentwickeln, dass in allen 
Bereichen und vor allem Funktionen Frauen und Männer gleichermaßen 
vertreten sind. Die Gleichstellung von Frau und Mann und die Frauenför-
derung wird vom Rat der Stadt Bornheim als gesellschaftspolitische Auf-
gabe der Stadt anerkannt und ist damit wesentlicher Bestandteil der Per-
sonalentwicklung. 
 

Die Personalverantwortlichen sind gehalten, bei allen Personalentschei-
dungen, Personalmaßnahmen, Arbeitszeitmodellen und der Personal-
entwicklung die Vorgaben des Gleichstellungsplans zu berücksichtigen. 
 
Strategien zur Durchsetzung von Chancengleichheit müssen immer wie-
der in das Handeln von Führungskräften einfließen. 
 
Frauen und Männer, die familiäre Aufgaben wahrnehmen (z.B. Betreu-
ung von Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen) und in Teilzeit ar-
beiten, dürfen beruflich nicht benachteiligt werden. 
 
Haushaltssicherungskonzepte, mangelnde Einstellungs- und Beförde-
rungsmöglichkeiten, sowie geringe Mittel für Fortbildung dürfen nicht da-
zu führen, die Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern zu 
vernachlässigen. 
 
Frauenförderung und eine familiengerechte Personalpolitik stellen eine 
gewinnbringende Maßnahme dar. Dies gilt nicht nur für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, sondern gleichfalls unter Berücksichtigung der de-
mografischen Entwicklung der Bevölkerung und dem prognostizierten 
Fachkräftemangel auch für die gesamte Stadtverwaltung.  
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Qualifizierte Frauen und Männer suchen sich ihren Arbeitsplatz nach 
Rahmenbedingungen aus, die für ihre Karrierewünsche optimal und fa-
milienkompatibel sind.  
Die Stadtverwaltung Bornheim nutzt diese familienfreundlichen Arbeits-
bedingungen auch, um qualifiziertes Fachpersonal zu gewinnen.  
 

1. Allgemeine Bestimmungen 
 

 

1.1. Geltungsbereich 
 

Der Gleichstellungsplan gilt für alle Ämter der Stadtverwaltung Bornheim. 
 

 

1.2. Ziel des Gleichstellungsplans 

 
Ziel des Gleichstellungsplanes ist es, die Erfüllung des Verfassungsauf-
trages aus Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes zur Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern dadurch zu erreichen, dass Frauen gefördert 
werden, um bestehende Benachteiligungen abzubauen. 
Ferner soll die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen und Män-
ner verbessert werden. 
Der Gleichstellungsplan ist ein wesentliches Steuerungsinstrument der 
Personalplanung, insbesondere der Personalentwicklung der Dienststel-
le. Seine Umsetzung und Überprüfung ist besondere Verpflichtung der 
Dienststellenleitung, der Personalverwaltung sowie der Beschäftigten mit 
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben (§ 5 Absatz 10 LGG NRW). 
 
1.3. Geltungsdauer 
 
Der Gleichstellungsplan gilt für den Zeitraum vom Tage nach der Be-
schlussfassung durch den Stadtrat bis zum 30.06.2022. 
Nach spätestens zwei Jahren ist der Grad der Zielerreichung des 
Gleichstellungsplanes zu überprüfen.  
 
 

2. Maßnahmen zur Frauenförderung 
 

 

2.1. Bestandsaufnahme 
 
Damit  festgestellt werden konnte, welche Maßnahmen erforderlich sind, 
um eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in allen Be-
reichen, Berufen und Funktionen zu erreichen, wurde nachfolgend eine 
Bestandsaufnahme zum Stichtag 31.12.2016 und eine Analyse der Be-
schäftigtenstruktur durchgeführt. Die Daten des Berichts über die Um-
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setzung des Frauenförderplanes sind ebenfalls Basis für den vorliegen-
den Gleichstellungsplan.  
 
In den nachfolgenden Auflistungen sind Wahlbeamte und Wahlbeamtin-
nen, abgeordnete Beamte und Beamtinnen sowie geringfügig Beschäf-
tigte nicht berücksichtigt. 
 

Angestellte  Stand: 31.12.2016 

Entgeltgruppe Gesamt männlich weiblich 
Anteil Frauen weibl. Teilzeit- 

In % Beschäftigte in % 

Azubi 7 2 5 71 0,0 

EG 1 4 0 4 100 100,0 

EG 3 5 4 1 20 0,0 

EG 5 23 4 19 83 56,5 

EG 6 34 18 16 47 20,6 

EG 8 38 6 32 84 44,7 

EG 9 44 18 26 59 22,7 

EG 10 12 7 5 42 0,0 

EG 11 24 11 13 54 41,7 

EG 12 10 6 4 40 30,0 

EG 13 3 1 2 67 0,0 

EG 14 4 3 1 25 25,0 

EG 15 3 0 3 100 0,0 

Gesamt EG-
Gruppen: 

211 80 131 62 
 

30,8 

    
 

 

Entgeltgruppe Gesamt männlich weiblich 
Anteil Frauen 

in % 

weibl. Teilzeit-beschäftigte in 
% 

Prakt. 5 1 4 80 20,0 

S 3 39 0 39 100 61,5 

S 7 1 0 1 100 100,0 

S 8a 125 2 123 98 49,6 

S 9 2 0 2 100 50,0 

S 10 2 0 2 100 0,0 

S 11 2 0 2 100 100,0 

S 11b 12 4 8 67 33,3 

S 12 8 2 6 75 50,0 

S 13 4 0 4 100 0,0 

S 14 8 1 7 88 62,5 

S 15 7 1 6 86 71,4 

S 17 1 0 1 100 0,0 

Gesamt S-Gruppen: 216 11 205 95 
 

50,5 

           

Gesamt tarifl. Be-
schäftigte: 

427 91 336 79 
 

40,7 
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Beamte  Stand: 31.12.2016 

Besoldungsgruppe Gesamt männlich weiblich 
Anteil Frauen in 

% 

weibl. Teil-zeitbeschäftigte in 
% 

Anw. 2 1 1 50 0,0 

A 7 1 1 0 0 0,0 

A 8 5 0 5 100 80,0 

A 9 8 1 7 88 50,0 

A 9 Z 1 0 1 100 100,0 

A 9 S 1 0 1 100 0,0 

A 10 15 2 13 87 40,0 

A 11 9 4 5 56 44,4 

A 12 9 3 6 67 55,6 

A 13 4 2 2 50 25,0 

A 14 3 1 2 67 33,3 

A 15 1 0 1 100 0,0 

A 16 1 1 0 0 0,0 

Gesamt: 60 16 44 73 43,3 

 
Amtsleitung 

 weiblich 6 

männlich 6 

  

  Abteilungsleitung 

weiblich 7 

männlich 12 

  

  Teilzeitbeschäftigung 

männlich 11 

weiblich 200 

 

 
 

2.2. Zielvorgaben 
 

(1) Der Frauenanteil ist in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsen-
tiert sind, auf 50 % zu erhöhen.  
 

(2) Auf den Bericht über die Umsetzung des Frauenförderplanes zum 
31.12.2016 wird Bezug genommen. 
 

(3) Eine Unterrepräsentation von Frauen mit Stand 31.12.2016 besteht 
in folgenden Entgeltgruppen/Besoldungsgruppen : 
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- Entgeltgruppe 3 
Von insgesamt  5 Beschäftigten sind 4 Beschäftigte männlich 
und 1 Beschäftigte weiblich. In EG 3 sind Beschäftigte eingrup-
piert, die sich im Hausmeisterdienst befinden. Von Frauen wird 
diese Beschäftigung selten nachgefragt. 

- Entgeltgruppen 6, 10, 12,14 
In diesen Entgeltgruppen würde es bereits reichen, die nächste 
frei werdende Stelle mit einer geeigneten weiblichen Bewerberin 
zu besetzen, um die Unterrepräsentanz aufzuheben. 

- Besoldungsgruppe 7, 16 
Die betreffenden Stellen sind auf lange Sicht mit männlichen 
Beamten besetzt. Da die Fluktuation im Bereich dieser Beschäf-
tigtengruppe gering ist, sind Zielvorgaben für die nächsten Jahre 
zur Senkung der Unterrepräsentanz von Frauen unrealistisch. 

 
(4) Aus der obenstehenden Bestandsaufnahme ist ersichtlich, dass 

Frauen im Bereich der Abteilungsleitungen unterrepräsentiert sind. 
Ziel ist es, im Rahmen des Personalentwicklungskonzeptes Frauen 
durch direkte Ansprache, Schulung und sonstige Weiterbildung zur 
Übernahme von Führungspositionen zu ermutigen. Siehe hierzu 
auch Punkt 2.3, 2.4 und 2.6 des Gleichstellungsplanes. 

 
Teilzeitbeschäftigung, Unterbrechung der Erwerbstätigkeit auf 
Grund der Betreuung von Kindern oder von pflegebedürftigen An-
gehörigen dürfen kein Grund zur Benachteiligung in der beruflichen 
Entwicklung sein. Dies ist in allen Personalentscheidungen zu be-
rücksichtigen. 
 

(5) Unabhängig von den Vorgaben des LGG NRW werden Bewerbun-
gen von Männern im Sozial- und Erziehungsdienst ausdrücklich 
begrüßt. Derzeit arbeiten in den städtischen Kindertageseinrich-
tungen mit Abstand mehr Frauen (182) als Männer (7).  
Dies entspricht einer männlichen Beschäftigungsquote von 3,7 %. 
Bundesweit betrug der Männeranteil (männliche Fachkräfte, Prak-
tikanten, Freiwilligendienstler und ABM-Kräfte (reine Schulhorte 
ausgenommen) in Kitas im Jahr 2015 4,7 %. Die Stadtverwaltung 
Bornheim strebt eine Quote im oberen Bereich, gemessen am 
Bundesdurchschnitt, an. Die Ausführungen im Bericht über die 
Umsetzung des Frauenförderplanes in den Punkten 2.1, 5.2 sowie 
auf die gesonderte Vorlage zum Thema Männer in Kindertagesein-
richtungen wird verwiesen. 
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 2.3. Vergabe von Ausbildungsplätzen, Einstellungen, Beförderun-
gen, Übertragung höherwertiger Aufgaben 
 

(1) In Bereichen, in den Frauen unterrepräsentiert sind, werden Frauen 
bei der Begründung eines Beamten- oder Arbeitsverhältnisses unter 
Berücksichtigung der geltenden Gesetze bevorzugt eingestellt. 
 

(2) Für die Übertragung höherwertiger Tätigkeiten oder höherwertiger 
Vorgesetzten- oder Leitungsfunktionen gilt Absatz 1 entsprechend. 
  

(3) Bei Abordnungen, Umsetzungen oder Übertragung von Projektleitun-
gen und Aufgaben, die dazu dienen können, Qualifikationen zu erlan-
gen, sind Frauen bei gleichwertiger Eignung für den konkreten Ar-
beitsplatz so lange vorrangig zu berücksichtigen, bis sie in den ent-
sprechenden Bereichen / Funktionen und Besoldungs-, Entgeltgrup-
pen gleichermaßen repräsentiert sind. 
Dies gilt auch, wenn keine direkte Beförderung bzw. Höhergruppie-
rung damit verbunden ist. 

 

2.4. Stellenausschreibung 
 

(1) Alle zu besetzenden Stellen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, 
werden grundsätzlich zunächst intern ausgeschrieben, so dass die 
Möglichkeit geschaffen wird, dass sich die Beschäftigten rechtzeitig 
informieren und bewerben können. Dies wird auch für die aus familiä-
ren oder anderen Gründen beurlaubten Mitarbeiter/innen in geeigne-
ter Weise sichergestellt.  

 
(2) Die Führungskräfte sind aufgefordert, Frauen bei entsprechender 

Qualifikation verstärkt zu Bewerbungen um höherwertige Stellen zu 
motivieren und sie auf diesem Weg zu unterstützen. 

 
(3) Liegen nach einer internen Ausschreibung keine Bewerbungen von 

Frauen vor, die die geforderte Qualifikation erfüllen, soll die Aus-
schreibung öffentlich wiederholt werden. Im Einvernehmen mit der 
Gleichstellungsbeauftragten kann von einer wiederholten Ausschrei-
bung abgesehen werden. 

 
(4) In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, wird in der 

Ausschreibung darauf hingewiesen, dass Bewerbungen von Frauen 
ausdrücklich erwünscht sind und Frauen nach Maßgabe des LGG be-
vorzugt berücksichtigt werden. 

 
(5) Im Bereich des Sozial- und Erziehungsdienstes wird in Ausschreibun-

gen darauf hingewiesen, dass Bewerbungen von Männern ausdrück-
lich erwünscht sind. 
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(6) Soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen, werden 
die Stellen einschließlich der Funktionen mit Vorgesetzten- und Lei-
tungsaufgaben zur Besetzung auch in Teilzeit ausgeschrieben. 
Entgegenstehende zwingende dienstliche Belange sind der Gleich-
stellungsbeauftragten vorab schriftlich mitzuteilen. 

 

2.5. Vorstellungsgespräche 
 

(1) In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, werden min-
destens ebenso viele Frauen wie Männer oder alle Bewerberinnen 
zum Vorstellungsgespräch eingeladen, wenn sie die geforderte Quali-
fikation für die Besetzung des Arbeitsplatzes oder des zu übertragen-
den Amtes erfüllen. 

 
(2) Auswahlkommissionen sollen zur Hälfte mit Frauen besetzt werden. 

Gemäß § 12 Abs. 1 LGG NRW müssen Frauen jedoch mit einem 
Mindestanteil von 40 Prozent vertreten sein. Ist dies aus zwingenden 
Gründen nicht möglich, werden die Gründe aktenkundig gemacht. 

 
(3) Fragen, die geeignet sind, diskriminierend zu wirken, insbesondere 

Fragen nach dem Familienstand, einer bestehenden oder geplanten 
Schwangerschaft oder Elternzeit danach, wie Familien- und Pflege-
aufgaben neben der Berufstätigkeit gewährleistet werden können, 
sind unzulässig. 

 

2.6. Fort- und Weiterbildung 
 

(1) Die Gleichstellung von Frau und Mann und die Frauenförderung ist 
eine Gemeinschaftsaufgabe, die von allen Bereichen der Verwaltung 
gleichermaßen wahrzunehmen ist. Sie ist eine besondere Aufgabe 
der Dienstkräfte mit Leitungsfunktionen. In das Fortbildungsangebot 
nach Maßgabe des § 11 LGG sind regelmäßig die Themen „Gleich-
stellung von Frau und Mann“ und „Schutz vor sexueller Belästigung“ 
aufzunehmen. 
 

(2) Insbesondere die Führungskräfte sollen an diesen Seminaren teil-
nehmen. 

 
(3) Für die Übernahme einer Führungsposition ist die Teilnahme an min-

destens zwei gleichstellungsrelevanten Seminaren Voraussetzung.  
War die Teilnahme ohne Verschulden der Bewerberin / des Bewer-
bers nicht möglich, ist sie bei Auswahl der Bewerberin / des Bewer-
bers unverzüglich nachzuholen. 

 
(4) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in Erziehungsurlaub oder aus 

familiären Gründen beurlaubt sind, soll während dieser Zeit die Mög-
lichkeit geboten werden, die berufliche Qualifikation zu erhalten und 
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zu verbessern. Sie werden regelmäßig auf die Veranstaltungen hin-
gewiesen und im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten berücksich-
tigt. 

 
Auf Fortbildungsveranstaltungen, durch die die berufliche Wiederein-
gliederung von Beurlaubten unterstützt wird, wird gesondert hinge-
wiesen. 

 
(5) Die Fortbildungsmaßnahmen sollen so durchgeführt werden, dass 

Beschäftigten, die Kinder betreuen oder pflegebedürftige Angehörige 
versorgen, sowie Teilzeitbeschäftigten die Teilnahme möglich ist. Ent-
stehen durch die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen notwendige 
Kosten für die Betreuung von Kindern unter zwölf Jahren, so sind die-
se vom Dienstherrn oder Arbeitgeber zu erstatten. 

 

2.7. Ausbildung 
 

In den Ausbildungsplänen für die Ausbildungsgänge und Vorbereitungs-
dienste soll im Rahmen eines Ausbildungsabschnittes auf das Thema 
Berufs- und Lebensplanung von Frauen und Männer eingegangen wer-
den. Hierzu sollen die Auszubildenden für einen Zeitraum von ca. einer 
Woche zu der Gleichstellungsstelle abgeordnet werden. 
 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf 
 
Die Stadtverwaltung Bornheim erleichtert ihren Beschäftigten insbeson-
dere durch die folgenden Regelungen die Vereinbarkeit von beruflichem 
Engagement und familiären Aufgaben. 
Auf die Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Beruf und Familie werden 
insbesondere Männer sowie Beschäftigte in leitenden Funktionen hinge-
wiesen. 
 
Im Rahmen der gesetzlichen, tariflichen und sonstigen Regelungen der 
Arbeitszeit wird Beschäftigten, die mindestens ein Kind unter 18 Jahren,  
eine Angehörige oder einen Angehörigen nach § 13 Abs. 1 LGG tatsäch-
lich betreuen oder pflegen, Arbeitszeiten ermöglicht, die eine Vereinbar-
keit von Beruf und Familie erleichtern. 
Teilzeit, Telearbeit, Sabbatical, Jobsharing und andere Arbeitsorganisa-
tionsformen stehen der Übernahme und Wahrnehmung von Vorgesetz-
ten- und Leitungsfunktionen grundsätzlich nicht entgegen. 
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3.1. Arbeitszeit 
 

(1) Die Inanspruchnahme von „familienfreundlichen Arbeitszeiten“ wird  
erleichtert. Dabei werden die Belange der Beschäftigten hinsichtlich 
der Stundenzahl und Aufteilung der Arbeitszeit nach Möglichkeit be-
rücksichtigt.  

 
(2) Von der Einhaltung der Kernarbeitszeit kann in begründeten Fällen 

unter Berücksichtigung der dienstlichen Belange abgewichen werden. 
 

3.2. Teilzeit 
 

(1) Alle personalwirtschaftlichen und organisatorischen Maßnahmen wer-
den ausgeschöpft, um Teilzeitanträgen aus Gründen der Familienfür-
sorge entsprechen zu können, soweit die Dienstleistungspflicht ge-
genüber der Bürgerschaft nicht entgegensteht. Dies umfasst auch 
Formen von Sabbaticals ( z.B. ½ Jahr Vollzeit, ½ Jahr Freistellung). 

 
(2) Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäftigung beantragen, werden in 

einem Merkblatt auf die Folgen der ermäßigten Arbeitszeit, insbeson-
dere auf die beamten-, arbeits-, versorgungs- und rentenrechtlichen 
Folgen hingewiesen. 

 
(3) Grundsätzlich schließt die Stadt Bornheim nur sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigungsverhältnisse ab. In begründeten Ausnahme-
fällen kann von diesem Grundsatz abgewichen werden, wenn z.B. 
das zu erwartende Arbeitsaufkommen nur gering ist. 
Die Gleichstellungsbeauftragte wird bei nicht sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsverhältnissen an Vertragsgestaltung und Einstellung 
der Bewerberinnen und Bewerber beteiligt. 
Keinesfalls sollen Arbeitsverhältnisse so gestaltet werden, dass ziel-
gerichtet die Sozialversicherungspflicht umgangen wird. 

 
(4) Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das berufliche Fortkommen nicht 

beeinträchtigen. 
 

3.3. Telearbeit 
 

Sofern die Einführung von Telearbeit zu einer nachweisbar besseren 
Vereinbarung von Familie und Beruf führt, wird den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern nach Maßgabe der Dienstvereinbarung „Telearbeit“ die 
Möglichkeit zur Telearbeit zu geben. Vereinbarungen zur Telearbeit wer-
den mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in befristeter und unbefristeter 
Form abgeschlossen. 
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3.4. Beurlaubung 
 

(1) Anträgen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf Beurlaubung zur 
tatsächlichen Betreuung eines Kindes unter 18 Jahren oder der Pfle-
ge eines Angehörigen werden entsprochen, soweit nicht zwingende 
dienstliche Gründe entgegenstehen (§ 14 Abs. 1 LGG NRW). 
 

(2) Beschäftigte, die eine Beurlaubung beantragen, werden in einem 
Merkblatt auf die Folgen, insbesondere auf die beamten-, arbeits-, 
versorgungs- und rentenrechtlichen Folgen hingewiesen. 

 
(3) Mit Männern und Frauen, die in Erziehungsurlaub gehen oder sich 

beurlauben lassen, werden Personalgespräche, falls die Beschäftig-
ten es wünschen, mit Beteiligung eines Personalratsmitgliedes, ge-
führt, in denen sie auf die Bedeutung des Erhalts und die Weiterent-
wicklung ihrer Qualifikation über den Zeitraum des Urlaubs hingewie-
sen werden. 

 
(4) Entstehen durch Arbeitsreduzierungen oder organisatorische Verän-

derungen Stellenreste, werden diese vorrangig den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern angeboten, die sich in Erziehungsurlaub befinden 
bzw. beurlaubt sind, um so einen stufenweisen Wiedereinstieg zu er-
möglichen. 

 

4. Controlling und Berichterstattung 
 

Über den Stand der Umsetzung des Gleichstellungsplanes wird dem 
Haupt- und Finanzausschuss jährlich schriftlich berichtet. 
Eine Berichterstattung an den Rat erfolgt alle zwei Jahre. 
 

5. Schlussbestimmung 
 
Dieser Gleichstellungsplan tritt am Tage nach der Beschlussfassung in 
Kraft. 
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Anlage  -Auszüge LGG NW 
 

 
Auszug aus dem Gesetz  

zur Gleichstellung von Frauen und Män-
nern  

für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
gleichstellungsgesetz - LGG) 

 
§ 1 

Gesetzesziele und allgemeine Grundsätze 

(1) Dieses Gesetz dient der Verwirklichung des 
Grundrechts der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern. Nach Maßgabe dieses 
Gesetzes und anderer Vorschriften zur Gleich-
stellung von Frauen und Männern werden 
Frauen gefördert, um bestehende Benachteili-
gungen abzubauen. Ziel des Gesetzes ist es 
auch, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
für Frauen und Männer zu verbessern. 

(2) Frauen und Männer dürfen wegen ihres 
Geschlechts nicht diskriminiert werden. Eine 
Diskriminierung liegt auch dann vor, wenn sich 
eine geschlechtsneutral formulierte Regelung 
oder Maßnahme tatsächlich auf ein Ge-
schlecht wesentlich häufiger nachteilig oder 
seltener vorteilhaft auswirkt und dies nicht 
durch zwingende Gründe objektiv gerechtfer-
tigt ist. Maßnahmen zur Förderung von Frauen 
mit dem Ziel, tatsächlich bestehende Un-
gleichheiten zu beseitigen, bleiben unberührt. 

(3) Die Erfüllung des Verfassungsauftrages 
aus Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes 
sowie die Umsetzung dieses Gesetzes sind 
Aufgaben der Dienststellen und dort besonde-
re, für die Leistungsbeurteilung relevante Auf-
gaben der Dienstkräfte mit Leitungsfunktionen. 

…. 

§ 4 
Sprache 

Gesetze und andere Rechtsvorschriften tragen 
sprachlich der Gleichstellung von Frauen und 
Männern Rechnung. In der internen wie exter-
nen dienstlichen Kommunikation ist die 
sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern zu beachten. In Vordrucken sind 
geschlechtsneutrale Personenbezeichnungen 
zu verwenden. Sofern diese nicht gefunden 
werden können, sind die weibliche und die 
männliche Sprachform zu verwenden. 

… 

§ 5 
Erstellung, Überprüfung und 

Fortschreibung von Gleichstellungsplänen 

(1) Jede Dienststelle mit mindestens 20 

Beschäftigten erstellt im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit für Personalangelegen-

heiten jeweils für den Zeitraum von 

drei bis fünf Jahren einen Gleichstel-

lungsplan und schreibt diesen nach 

Ablauf fort. In anderen Dienststellen 

kann ein Gleichstellungsplan aufge-

stellt werden. In der Hochschule be-

steht der Gleichstellungsplan aus ei-

nem Rahmenplan für die gesamte 

Hochschule und aus den Gleichstel-

lungsplänen der Fachbereiche, der 

Verwaltung, der zentralen wissen-

schaftlichen Einrichtungen und der 

zentralen Betriebseinheiten, soweit 

mindestens 20 Beschäftigte vorhan-

den sind. Die Gleichstellungspläne der 

Fachbereiche können weiter differen-

ziert werden. Mehrere Dienststellen 

können in einem Gleichstellungsplan 

zusammengefasst werden. Die Zu-

sammenfassung darf eine erhebliche 

Unterrepräsentanz von Frauen in einer 

Dienststelle nicht durch eine erhebli-

che Überrepräsentanz von Frauen in 

anderen Dienststellen ausgleichen.  

... 

 (4) In den Gemeinden und Gemeindeverbän-
den sind die Gleichstellungspläne durch die 
Vertretung der kommunalen Körperschaft zu 
beschließen. 

(5) Gleichstellungspläne der sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts wer-
den im Benehmen mit deren verfassungsmä-
ßig zuständigen obersten Organen aufgestellt. 

(6) Abweichend von Absatz 1 kann in begrün-
deten Einzelfällen die Laufzeit der bestehen-
den Gleichstellungspläne verlängert werden. 
Der neue Gleichstellungsplan ist spätestens 
sechs Monate nach Wegfall des Verlänge-
rungsgrundes aufzustellen. Begründete Einzel-
fälle nach Satz 1 können die Zusammenlegung 
oder Eingliederung von Dienststellen darstel-
len. 

(7) Nach spätestens zwei Jahren ist die Zieler-
reichung des Gleichstellungsplans zu überprü-
fen. Wird erkennbar, dass dessen Ziele nicht 
erreicht werden, sind Maßnahmen im Gleich-
stellungsplan entsprechend anzupassen be-
ziehungsweise zu ergänzen. Absätze 2 bis 5 
gelten entsprechend. 

(8) Solange kein gültiger Gleichstellungsplan 
vorliegt, sind Einstellungen, Beförderungen 
und die Übertragung höherwertiger Tätigkeiten 
bis zum Inkrafttreten des Gleichstellungsplans 
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auszusetzen. Gleiches gilt, sofern von der 
Möglichkeit eines alternativen Instrumentes 
nach § 6a Gebrauch gemacht wird. Ausge-
nommen sind Einstellungen, die aus zwingen-
den dienstlichen Gründen geboten sind. 

(9) Wenn die Zielvorgaben des Gleichstel-
lungsplans im Hinblick auf Einstellungen, Be-
förderungen von und die Übertragung höher-
wertiger Tätigkeiten an Frauen innerhalb des 
vorgesehenen Zeitraumes nicht erfüllt worden 
sind, ist bis zur Erfüllung der Zielvorgaben bei 
jeder Einstellung, Beförderung und Höher-
gruppierung eines Mannes in einem Bereich, 
in dem Frauen unterrepräsentiert sind, eine 
besondere Begründung durch die Dienststelle 
notwendig. 

(10) Der Gleichstellungsplan ist ein wesentli-
ches Steuerungsinstrument der Personalpla-
nung, insbesondere der Personalentwicklung 
der Dienststelle. Seine Umsetzung und Über-
prüfung ist besondere Verpflichtung der 
Dienststellenleitung, der Personalverwaltung 
sowie der Beschäftigten mit Vorgesetzten- 
oder Leitungsaufgaben. 

§ 5a 
Bericht über die Umsetzung des Gleichstel-

lungsplans 

(1) Innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf 
des Gleichstellungsplans hat die Dienststelle, 
die den Gleichstellungsplan aufstellt, einen 
Bericht über die Personalentwicklung und die 
durchgeführten Maßnahmen zu erarbeiten und 
der nach § 5 Absatz 2 bis 5 zuständigen Stelle 
gemeinsam mit der Fortschreibung des 
Gleichstellungsplans vorzulegen. Sind wäh-
rend der Geltungsdauer des Gleichstellungs-
plans ergänzende Maßnahmen im Sinne des § 
5 Absatz 7 ergriffen worden, sind die Gründe 
im Bericht darzulegen. 

(2) Die Gleichstellungspläne, die Berichte über 
die Personalentwicklung und die nach Maßga-
be des Gleichstellungsplans durchgeführten 
Maßnahmen sind in den Dienststellen, deren 
Personal sie betreffen, sowie in den Hoch-
schulen und Schulen bekannt zu machen. Sie 
können darüber hinaus zusätzlich öffentlich 
bekannt gemacht werden. Datenschutzrechtli-
che Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 6 
Inhalt des Gleichstellungsplans 

(1) Gegenstand des Gleichstellungsplans sind 
Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung, 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und 
zum Abbau der Unterrepräsentanz von Frau-
en. 

(2) Grundlagen des Gleichstellungsplans sind 
eine Bestandsaufnahme und Analyse der Be-
schäftigtenstruktur sowie eine Prognose der zu 
besetzenden Stellen und der möglichen Beför-

derungen und Höhergruppierungen für den 
Zeitraum der Geltungsdauer. 

(3) Der Gleichstellungsplan enthält für den 
Zeitraum der Geltungsdauer konkrete Zielvor-
gaben bezogen auf den Anteil von Frauen bei 
Einstellungen, Beförderungen und Höhergrup-
pierungen, um diesen in den Bereichen, in 
denen sie unterrepräsentiert sind, bis auf 50 
Prozent zu erhöhen. Es ist festzulegen, mit 
welchen personellen, organisatorischen, sozia-
len und fortbildenden Maßnahmen die Zielvor-
gaben nach Satz 1 erreicht werden sollen. Ist 
absehbar, dass auf Grund personalwirtschaftli-
cher Regelungen Stellen gesperrt werden oder 
entfallen, soll der Gleichstellungsplan Maß-
nahmen aufzeigen, die geeignet sind, ein Ab-
sinken des Frauenanteils zu verhindern. Der 
Gleichstellungsplan enthält auch Maßnahmen 
zur Aufwertung von Tätigkeiten an überwie-
gend mit Frauen besetzten Arbeitsplätzen und 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 
der Arbeitszeitgestaltung. 

§ 6a 
Experimentierklausel 

(1) Der gemäß § 5 Absatz 1 zu erstellende 
Gleichstellungsplan kann im Einvernehmen mit 
der Gleichstellungsbeauftragten und mit Zu-
stimmung der gemäß § 5 Absatz 2 bis 5 zu-
ständigen Stelle ganz oder teilweise durch ein 
neues Instrument zur Erreichung der mit dem 
Gleichstellungsplan beabsichtigten Ziele er-
setzt werden. In Fällen des § 5 Absatz 2 Satz 
1 ist das Einvernehmen mit der dort zuständi-
gen Gleichstellungsbeauftragten herzustellen. 
Das für die Gleichstellung von Frau und Mann 
zuständige Ministerium ist hierüber in Kenntnis 
zu setzen. § 5 Absatz 7 und 10 sowie § 5a 
gelten entsprechend. Werden die in Satz 1 
genannten Ziele nicht erreicht, ist dies in dem 
Bericht nach § 5a darzulegen. 

(2) Das Einvernehmen der Gleichstellungsbe-
auftragten und die Information des für die 
Gleichstellung von Frau und Mann zuständi-
gen Ministeriums sind aktenkundig zu machen. 

(3) Das für die Gleichstellung von Frau und 
Mann zuständige Ministerium evaluiert die 
Auswirkungen dieser Vorschrift auf wissen-
schaftlicher Grundlage unter Einbeziehung der 
Erfahrungen der Anwendungspraxis. Die Eva-
luation setzt fünf Kalenderjahre nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes ein. 

 

§ 7 
Vergabe von Ausbildungsplätzen, Einstel-

lungen, Beförderungen  
und Übertragung höherwertiger Tätigkeiten 

(1) Bei gleicher Eignung, Befähigung und fach-
licher Leistung sind Frauen bei Begründung 
eines Beamten- oder Richterverhältnisses 
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nach Maßgabe der § 14 Absatz 2 und § 120 
Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes bevor-
zugt zu berücksichtigen. Für Beförderungen 
gilt § 19 Absatz 6 des Landesbeamtengeset-
zes. 

(2) Bei Begründung eines Arbeitsverhältnisses 
in einer Entgeltgruppe, die im Bereich der Be-
amtinnen und Beamten dem vergleichbaren 
jeweiligen Einstiegsamt innerhalb einer Lauf-
bahngruppe entspricht, sowie bei der Vergabe 
von Ausbildungsplätzen sind Frauen bei glei-
cher Eignung, Befähigung und fachlicher Leis-
tung bevorzugt einzustellen, solange im Be-
reich der hierfür zuständigen Dienststelle in 
der jeweiligen Vergleichsgruppe weniger Frau-
en als Männer sind und sofern nicht in der 
Person eines Mitbewerbers liegende Gründe 
überwiegen. Bei der Begründung eines Ar-
beitsverhältnisses mit einer höheren Entgelt-
gruppe als der in Satz 1 genannten gilt Absatz 
3 Satz 1 bis 3 entsprechend. Konkurrieren bei 
der Begründung eines Arbeitsverhältnisses 
nach Satz 2 im Beamtenverhältnis beschäftigte 
Personen und Personen in einem Arbeitsver-
hältnis, ist Absatz 4 entsprechend anzuwen-
den. 

(3) Für die Übertragung höherwertiger Tätig-
keiten oder höherwertiger Vorgesetzten- oder 
Leitungsfunktionen an Beschäftigte in einem 
Arbeitsverhältnis gilt, soweit eine Auswahlent-
scheidung zu treffen ist, dass Frauen bei im 
Wesentlichen gleicher Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung zu bevorzugen sind, 
sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers 
liegende Gründe überwiegen. Satz 1 findet 
Anwendung, solange der Frauenanteil im Be-
reich der für die Übertragung der höherwerti-
gen Tätigkeit zuständigen Behörde innerhalb 
der Vergleichsgruppe unter 50 Prozent liegt 
und den Frauenanteil der Entgeltgruppe unter-
schreitet, die im Bereich der Beamtinnen und 
Beamten dem vergleichbaren jeweiligen Ein-
stiegsamt innerhalb einer Laufbahngruppe 
entspricht. Liegt der Frauenanteil in einer Ent-
geltgruppe unterhalb der zu besetzenden Ent-
geltgruppe höher als der Frauenanteil der im 
Bereich der Beamtinnen und Beamten dem 
vergleichbaren jeweiligen Einstiegsamt inner-
halb einer Laufbahngruppe entsprechenden 
Entgeltgruppe, ist dieser maßgeblich für die 
Anwendung der Bevorzugung nach Satz 1 und 
2. Erfolgt die Übertragung der höherwertigen 
Tätigkeit oder der höherwertigen Vorgesetz-
ten- oder Leitungsfunktionen auf der Grundla-
ge aktueller dienstlicher Beurteilungen, ist § 19 
Absatz 6 Satz 3 des Landesbeamtengesetzes 
entsprechend anzuwenden.  

(4) Soweit im Beamtenverhältnis beschäftigte 
Personen und Personen in einem Arbeitsver-
hältnis um die Übertragung einer höherwerti-
gen Tätigkeit oder eines höherwertigen 

Dienstpostens oder einer höherwertigen Vor-
gesetzten- oder Leitungsfunktion konkurrieren, 
ist § 19 Absatz 6 des Landesbeamtengesetzes 
entsprechend anzuwenden. 

(5) Vergleichsgruppe für die Anwendung der 
Absätze 2 bis 4 ist bzw. sind 
1. bei der Begründung eines Arbeitsverhältnis-
ses in einer Entgeltgruppe, die im Bereich der 
Beamtinnen und Beamten dem vergleichbaren 
jeweiligen Einstiegsamt innerhalb einer Lauf-
bahngruppe entspricht, die Gruppe der Perso-
nen im Arbeitsverhältnis in den der Laufbahn 
vergleichbaren Tätigkeiten,  
2. bei der Begründung eines Arbeitsverhältnis-
ses in einer höheren Entgeltgruppe als der, die 
im Bereich der Beamtinnen und Beamten dem 
vergleichbaren jeweiligen Einstiegsamt inner-
halb einer Laufbahngruppe entspricht, inner-
halb der Gruppe der Personen im Arbeitsver-
hältnis in den einer Laufbahn vergleichbaren 
Tätigkeiten die Personen mit derselben Ent-
geltgruppe, die im Arbeitsvertrag vereinbart 
werden soll, 
3. bei der Vergabe von Ausbildungsplätzen die 
Gruppe der Personen im Ausbildungsverhält-
nis, die in einem Ausbildungsgang erfasst sind,  
4. bei der Übertragung höherwertiger Tätigkei-
ten oder höherwertiger Vorgesetzten- oder 
Leitungsfunktionen innerhalb der Gruppe der 
Personen im Arbeitsverhältnis in den einer 
Laufbahn vergleichbaren Tätigkeiten die Per-
sonen in der Entgeltgruppe, die für die höher-
wertige Tätigkeit maßgebend ist oder die 
Gruppe der Personen in der höherwertigen 
Vorgesetzen- oder Leitungsfunktion. 
Sofern es in den Fällen der Nummern 1 bis 4 
zu Konkurrenzlagen zwischen Beamtinnen und 
Beamten und Personen in einem Arbeitsver-
hältnis kommt, setzt sich die Vergleichsgruppe 
aus den entsprechenden Beamtinnen und 
Beamten und den vergleichbaren Personen in 
einem Arbeitsverhältnis zusammen. Die Zu-
ordnung von Entgeltgruppen zu Besoldungs-
gruppen ergibt sich aus den Anlagen 1 und 2 
zu diesem Gesetz und weiteren tarifvertraglich 
vereinbarten Eingruppierungsregelungen. Die 
Zuordnung in den Anlagen 1 und 2 gilt aus-
schließlich für die Vergleichsgruppenbestim-
mung bei Anwendung dieses Gesetzes.  

… 

(7) Für Versetzungen und Umsetzungen, die 
mit der Übertragung eines höherbewerteten 
Dienstpostens oder der erstmaligen Übertra-
gung einer gleich bewerteten Vorgesetzten- 
oder Leitungsfunktion derselben oder einer 
anderen Laufbahn verbunden sind, und für die 
Zulassung zum Aufstieg sowie zur Qualifizie-
rung für die berufliche Entwicklung innerhalb 
der Laufbahngruppen sind Absatz 1 Satz 2, 
Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absätze 3 und 4 
entsprechend anzuwenden. 
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(8) Abweichungen von dem gemäß Absatz 1 
bis 5 maßgeblichen Zuständigkeitsbereich 
oder der Vergleichsgruppenbildung regelt die 
oberste Dienstbehörde durch Rechtsverord-
nung unter Berücksichtigung von § 19 Absatz 
6 Satz 7 des Landesbeamtengesetzes. 

§ 8 
Ausschreibung 

(1) In Bereichen, in denen Frauen nach Maß-
gabe des § 7 unterrepräsentiert sind, sind zu 
besetzende Stellen in allen Dienststellen des 
Dienstherrn beziehungsweise der Arbeitgebe-
rin oder des Arbeitgebers auszuschreiben. Im 
Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten kann von einer dienststellenübergrei-
fenden Ausschreibung abgesehen werden. Bei 
befristeten Beschäftigungsverhältnissen des 
wissenschaftlichen Personals an Hochschulen 
kann entsprechend Satz 1 verfahren werden. 
Die Vorgaben des Absatzes 4 Satz 1 und der 
Absätze 5 und 6 gelten unbeschadet der Fest-
stellung einer Unterrepräsentanz und sind bei 
allen Ausschreibungen der Dienststelle zu 
berücksichtigen. 

(2) Liegen nach einer Ausschreibung in allen 
Dienststellen des Dienstherrn beziehungswei-
se der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers 
keine Bewerbungen von Frauen vor, die die 
geforderte Qualifikation erfüllen, und ist durch 
haushaltsrechtliche Bestimmungen eine inter-
ne Besetzung nicht zwingend vorgeschrieben, 
soll die Ausschreibung öffentlich einmal wie-
derholt werden. Im Einvernehmen mit der 
Gleichstellungsbeauftragten kann von einer 
wiederholten Ausschreibung abgesehen wer-
den. Satz 1 findet keine Anwendung, sofern 
bereits die erste Ausschreibung öffentlich er-
folgt ist. 

(3) Ausbildungsplätze sind öffentlich auszu-
schreiben. Beträgt der Frauenanteil in einem 
Ausbildungsgang weniger als 50 Prozent, ist 
zusätzlich öffentlich mit dem Ziel zu werben, 
den Frauenanteil zu erhöhen. Im Einverneh-
men mit der Gleichstellungsbeauftragten kann 
von einer öffentlichen Ausschreibung abgese-
hen werden. 

(4) In der Ausschreibung sind sowohl die 
männliche als auch die weibliche Form zu 
verwenden, es sei denn, ein bestimmtes Ge-
schlecht ist unverzichtbare Voraussetzung für 
die Tätigkeit. In der Ausschreibung ist darauf 
hinzuweisen, dass Bewerbungen von Frauen 
ausdrücklich erwünscht sind und Frauen nach 
Maßgabe dieses Gesetzes bevorzugt berück-
sichtigt werden. 

(5) Die Ausschreibung hat sich ausschließlich 
an den Anforderungen des zu besetzenden 
Arbeitsplatzes oder des zu übertragenden 
Amtes zu orientieren. 

(6) Soweit zwingende dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen, sind die Stellen ein-
schließlich der Funktionen mit Vorgesetzten- 
und Leitungsaufgaben zur Besetzung auch in 
Teilzeit auszuschreiben. 

(7) Von einer Ausschreibung im Sinne der 
Absätze 1 und 2 kann abgesehen werden bei  

1. Stellen der Beamtinnen 
und Beamten im Sinne des § 
37 des Landesbeamtenge-
setzes;  

2. Stellen, die Anwärterinnen 
und Anwärtern oder Auszu-
bildenden vorbehalten sein 
sollen;  

3. Stellen, deren Besetzung 
nicht mit der Übertragung ei-
nes höherbewerteten Dienst-
postens verbunden sind;  

4. Stellen der kommunalen 
Wahlbeamtinnen und -
Wahlbeamten.  

§ 9 
Vorstellungsgespräch 

(1) In Bereichen, in denen Frauen unterreprä-
sentiert sind, sind mindestens ebenso viele 
Frauen wie Männer oder alle Bewerberinnen 
zum Vorstellungsgespräch einzuladen, wenn 
sie die geforderte Qualifikation für die Beset-
zung des Arbeitsplatzes oder des zu übertra-
genden Amtes erfüllen. 

(2) Auswahlkommissionen sollen zur Hälfte mit 
Frauen besetzt werden. Ist dies aus zwingen-
den Gründen nicht möglich, sind die Gründe 
aktenkundig zu machen. 

(3) Fragen, die geeignet sind, diskriminierend 
zu wirken, insbesondere Fragen nach dem 
Familienstand, einer bestehenden oder ge-
planten Schwangerschaft oder Elternzeit und 
danach, wie Familien- und Pflegeaufgaben 
neben der Berufstätigkeit gewährleistet werden 
können, sind unzulässig. 

§ 10 
Auswahlkriterien 

(1) Für die Beurteilung von Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung sind ausschließ-
lich die Anforderungen des zu besetzenden 
Arbeitsplatzes oder des zu vergebenden Am-
tes maßgeblich. Bei der Qualifikationsbeurtei-
lung sollen Erfahrungen und Fähigkeiten aus 
der Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen einbezogen werden, soweit diese für die 
zu übertragende Aufgabe von Bedeutung sind. 

(2) Vorangegangene Teilzeitbeschäftigungen, 
Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit und 
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Verzögerungen beim Abschluss der Ausbil-
dung auf Grund der Betreuung von Kindern 
oder pflegebedürftiger Angehöriger dürfen 
nicht nachteilig berücksichtigt werden. Die 
dienstrechtlichen Vorschriftenbleiben unbe-
rührt. Familienstand, Einkommensverhältnisse 
des Partners oder der Partnerin und die Zahl 
der unterhaltsberechtigten Personen dürfen 
nicht berücksichtigt werden. 

§ 11 
Fortbildung 

(1) Bei der Vergabe von Plätzen für Fortbil-
dungsmaßnahmen, insbesondere für Weiter-
qualifikationen, sind - soweit die erforderlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind - weibliche Be-
schäftigte mindestens entsprechend ihrem 
Anteil an den Bewerbungen zu der Fortbil-
dungsmaßnahme zuzulassen. Liegen mehr 
Bewerbungen als zu besetzende Plätze vor 
und bereitet die Fortbildung auf eine Tätigkeit 
in einer Vorgesetzten- oder Leitungsfunktion 
vor, bei der Frauen unterrepräsentiert sind, 
werden Bewerberinnen bis zum Erreichen 
eines Anteils von 50 Prozent der an der Fort-
bildung Teilnehmenden bevorzugt berücksich-
tigt. Satz 2 findet keine Anwendung, wenn der 
Zulassung zur Fortbildung bereits ein anderes 
Auswahl- oder Zulassungsverfahren voraus-
gegangen ist. 

(2) Für weibliche Beschäftigte werden auch 
besondere Fortbildungsmaßnahmen angebo-
ten, die auf die Übernahme von Tätigkeiten 
vorbereiten, bei denen Frauen unterrepräsen-
tiert sind. 

(3) Die Fortbildungsmaßnahmen sollen so 
durchgeführt werden, dass Beschäftigten, die 
Kinder betreuen oder pflegebedürftige Ange-
hörige versorgen, sowie Teilzeitbeschäftigten 
die Teilnahme möglich ist. Entstehen durch die 
Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen not-
wendige Kosten für die Betreuung von Kindern 
unter zwölf Jahren, so sind diese vom Dienst-
herrn beziehungsweise von der Arbeitgeberin 
oder dem Arbeitgeber zu erstatten. 

(4) In das Fortbildungsangebot sind regelmä-
ßig die Themen Gleichstellung von Frau und 
Mann und Schutz vor sexueller Belästigung 
am Arbeitsplatz aufzunehmen. Dies gilt insbe-
sondere für die Fortbildung von Beschäftigten 
mit Leitungsaufgaben und von Beschäftigten, 
die im Organisations- und Personalwesen tätig 
sind. 

(5) Frauen sind verstärkt als Leiterinnen und 
Referentinnen für Fortbildungsmaßnahmen 
einzusetzen, sofern nicht bereits ein ausgewo-
genes Verhältnis von Frauen und Männern 
erreicht wurde. 

§ 12 
Gremien 

(1) In wesentlichen Gremien müssen Frauen 
mit einem Mindestanteil von 40 Prozent vertre-
ten sein. Es ist in allen Fällen auf volle Perso-
nenzahlen mathematisch auf- beziehungswei-
se abzurunden. 

(2) Wesentliche Gremien sind Aufsichts- und 
Verwaltungsräte, vergleichbare Aufsicht füh-
rende Organe sowie Gremien von besonderer 
tatsächlicher und rechtlicher Bedeutung. Hier-
zu zählen regelmäßig Kommissionen, Beiräte, 
Ausschüsse und Kuratorien. Weiterhin zählen 
dazu Gremien, die durch die obersten Landes-
behörden im Rahmen ihrer fachlichen Zustän-
digkeit als wesentlich bestimmt werden. Wahl-
gremien sind Aufsichts- und Verwaltungsräte 
sowie andere wesentliche Gremien, deren 
Mitglieder ganz oder zum Teil gewählt werden. 
Ausgenommen sind die unmittelbar oder mit-
telbar aus Volkswahlen hervorgegangenen 
Vertretungskörperschaften der Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowie deren Aus-
schüsse. 

(3) Werden bei Dienststellen im Sinne des § 3 
Gremien gemäß Absatz 2 gebildet oder wie-
derbesetzt, müssen die entsendenden Stellen 
zu mindestens 40 Prozent Frauen benennen. 
Besteht das Benennungsrecht nur für eine 
Person, sind Frauen und Männer alternierend 
zu berücksichtigen. Die Sätze 1 und 2 gelten 
für die Begründung der Mitgliedschaft in einem 
Gremium durch Berufungsakt einer Dienststel-
le entsprechend. 

(4) Bei der Aufstellung von Listen und Kandi-
daturen für Wahlgremien mit Ausnahme der in 
Absatz 2 Satz 5 genannten Gremien soll der 
Anteil von Frauen mindestens 40 Prozent be-
tragen. 

(5) Von den Absätzen 1 und 3 darf nur aus 
zwingenden Gründen abgewichen werden. 
Zwingende Gründe liegen insbesondere vor, 
soweit 
1. Mitglieder aufgrund einer Wahl ernannt wer-
den, 
2. eine für das Gremium geltende Regelung 
die Besetzung von Mitgliedern Kraft eines Am-
tes oder einer besonderen Funktion (geborene 
Mitglieder) vorsieht oder  
3. der entsendenden Stelle die Einhaltung der 
Vorgaben des Absatzes 3 aus tatsächlichen 
Gründen nicht möglich ist. 
In den Fällen nach Nummer 2 werden die ge-
borenen Mitglieder bei der Berechnung des 
Mindestanteils von 40 Prozent Frauen nicht 
einbezogen. In den Fällen nach Nummer 3 ist 
von der entsendenden Stelle darzulegen, dass 
hinreichende Bemühungen getroffen wurden, 
um die Mindestquote zu erfüllen. Die Dienst-
stellenleitung der berufenden Stelle stellt fest, 
ob zwingende Gründe vorliegen, um einen Sitz 
abweichend zu besetzen und macht ihre Ent-
scheidung aktenkundig. Liegen keine zwin-
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genden Gründe für die Abweichung vor, bleibt 
der Sitz bis zur quotenkonformen Nachbenen-
nung frei, es sei denn, die Mindestquote nach 
Absatz 1 wird anderweitig bereits erfüllt.  

(6) Die Öffentlichkeit ist über die Zusammen-
setzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten 
nach Geschlecht regelmäßig in geeigneter 
Form zu unterrichten. Wird der Mindestanteil 
gemäß Absatz 1 Satz 1 bei einer Wahl unter-
schritten, ist dies anzugeben. Gremien, die 
einer obersten Landesbehörde zugeordnet 
sind, berichten dieser im Abstand von einem 
Jahr über ihre Zusammensetzung nach Ge-
schlecht. Wird der Mindestanteil gemäß Ab-
satz 1 unterschritten, ist dies gegenüber der 
obersten Landesbehörde zu begründen. 

(7) Im Übrigen sollen Gremien geschlechtspa-
ritätisch besetzt werden. 

(8) Bei der Entsendung von Vertreterinnen und 
Vertretern durch Dienststellen im Sinne des § 
3 in Gremien außerhalb des Geltungsberei-
ches dieses Gesetzes sollen die entsenden-
den Stellen ebenso viele Frauen wie Männer 
benennen. Besteht ein Benennungsrecht nur 
für eine Person, sollen Frauen und Männer 
alternierend berücksichtigt werden. Bei unge-
rader Personenzahl gilt Satz 2 entsprechend 
für die letzte Position. 

(9) Weitergehende spezialgesetzliche Rege-
lungen zur geschlechtergerechten Gremienbe-
setzung bleiben unberührt. 

§ 13 
Arbeitsmodelle und Teilzeit 

(1) Im Rahmen der gesetzlichen, tarifvertragli-
chen oder sonstigen Regelungen der Arbeits-
zeit sind Beschäftigten, die mindestens ein 
Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebedürfti-
ge nahe Angehörige oder einen pflegebedürf-
tigen nahen Angehörigen nach § 7 Absatz 3 
des Pflegezeitgesetzes vom 28. Mai 2008 
(BGBl. I S. 874, 896) in der jeweils geltenden 
Fassung tatsächlich betreuen oder pflegen, 
Arbeitszeiten zu ermöglichen, die eine Verein-
barkeit von Beruf und Familie erleichtern, so-
weit zwingende dienstliche Belange nicht ent-
gegenstehen. 

(2) Die Dienststellen sollen ihre Beschäftigten 
über die Möglichkeiten von Teilzeit informie-
ren. Sie sollen den Beschäftigten dem Bedarf 
entsprechend Teilzeitarbeitsplätze anbieten. 
Dies gilt auch für Arbeitsplätze mit Vorgesetz-
ten- und Leitungsaufgaben. 

(3) Anträgen von Beschäftigten auf Ermäßi-
gung der regelmäßigen Arbeitszeit bis auf die 
Hälfte zur tatsächlichen Betreuung oder Pflege 
mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder 
einer oder eines nach § 7 Absatz 3 des Pfle-
gezeitgesetzes pflegebedürftigen nahen An-

gehörigen ist zu entsprechen, soweit zwingen-
de dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
Die Wahrnehmung von Vorgesetzten- und 
Leitungsaufgaben stellt in der Regel keinen 
entgegenstehenden zwingenden dienstlichen 
Belang dar. Die Ablehnung von Anträgen ist im 
Einzelfall schriftlich zu begründen. 

(4) Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das 
berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen. 
Eine unterschiedliche Behandlung von Be-
schäftigten mit ermäßigter wöchentlicher Ar-
beitszeit gegenüber Beschäftigten mit regel-
mäßiger wöchentlicher Arbeitszeit ist nur zu-
lässig, wenn zwingende sachliche Gründe sie 
rechtfertigen. Teilzeitbeschäftigung darf sich 
nicht nachteilig auf die dienstliche Beurteilung 
auswirken. 

(5) Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäftigung 
beantragen, sind auf die Folgen der ermäßig-
ten Arbeitszeit, insbesondere auf die beamten-
, arbeits-, versorgungs- und rentenrechtlichen 
Folgen hinzuweisen. 

(6) Bei Teilzeitbeschäftigung aus familiären 
Gründen im Sinne des Absatzes 3 ist unter 
Ausschöpfen aller haushaltsrechtlichen Mög-
lichkeiten ein personeller, sonst ein organisato-
rischer Ausgleich vorzunehmen. 

(7) Wenn den Beschäftigten die Teilzeitbe-
schäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr 
zugemutet werden kann und dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen, ist auf Antrag 
eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbe-
schäftigung oder der Übergang zur Vollzeitbe-
schäftigung zuzulassen. 

(8) Teilzeit, Telearbeit, Jobsharing und andere 
Arbeitsorganisationsformen stehen der Über-
nahme und Wahrnehmung von Vorgesetzten- 
und Leitungsaufgaben grundsätzlich nicht ent-
gegen und sind in Leitungsfunktionen für beide 
Geschlechter zu fördern. 

§ 14 
Beurlaubung 

(1) Anträgen von Beschäftigten auf Beurlau-
bung zur tatsächlichen Betreuung oder Pflege 
mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder 
einer oder eines nach § 7 Absatz 3 des Pfle-
gezeitgesetzes pflegebedürftigen nahen An-
gehörigen ist zu entsprechen, soweit zwingen-
de dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
§ 13 Absatz 5 gilt entsprechend. 

(2) Nach Beendigung der Beurlaubung oder 
der Elternzeit sollen die Beschäftigten in der 
Regel wieder am alten Dienstort oder wohnor-
tnah eingesetzt werden. 

(3) Bei Beurlaubungen aus familiären Gründen 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und bei Inan-
spruchnahme von Elternzeit ist unter Aus-
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schöpfen aller haushaltsrechtlichen Möglich-
keiten ein personeller, sonst ein organisatori-
scher Ausgleich vorzunehmen.  

(4) Beschäftigten, die gemäß Absatz 3 eine 
Beurlaubung oder Elternzeit in Anspruch neh-
men, sind insbesondere Urlaubs- und Krank-
heitsvertretungen vorrangig anzubieten. Sie 
sind über das Fortbildungsangebot zu unter-
richten. Im Rahmen des bestehenden Angebo-
tes sind ihnen Fortbildungsmaßnahmen anzu-
bieten, die geeignet sind, Status und Qualifika-
tion zu erhalten und einen Wiedereinstieg in 
den Beruf zu erleichtern. 

(5) Mit den Beschäftigten sind rechtzeitig vor 
Ablauf der Beurlaubung oder der Elternzeit 
Beratungsgespräche zu führen, in denen sie 
über die Möglichkeiten ihrer Beschäftigung 
nach der Beurlaubung beziehungsweise El-
ternzeit informiert werden. Wird wieder eine 
Beschäftigung in Vollzeit oder mit reduzierter 
Arbeitszeit angestrebt, gilt § 13 Absatz 7 ent-
sprechend. 

§ 15 
Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten 

(1) …Die Bestellung erfolgt nach vorheriger 
Ausschreibung oder Durchführung eines Inte-
ressenbekundungsverfahrens. Die stellvertre-
tenden Gleichstellungsbeauftragten haben im 
Vertretungsfall dieselben Rechte und Pflichten 
wie die Gleichstellungsbeauftragte selbst. … 

(2) Als Gleichstellungsbeauftragte ist eine Frau 
zu bestellen. Ihre fachliche Qualifikation soll 
den umfassenden Anforderungen ihres Aufga-
bengebietes gerecht werden. 

… 

§ 16 
Dienstliche Stellung der Gleichstellungsbe-

auftragten und ihrer Stellvertreterinnen 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt ihre 
Aufgabe als Angehörige der Verwaltung der 
Dienststelle wahr. Dabei ist sie von fachlichen 
Weisungen frei und entscheidet insbesondere 
über den Vorrang ihrer Aufgabenwahrneh-
mung. Ein Interessenwiderstreit mit ihren sons-
tigen dienstlichen Aufgaben soll vermieden 
werden. Die Gleichstellungsbeauftragte und 
ihre Stellvertreterinnen dürfen nicht gleichzeitig 
dem Personalrat, dem Richterrat oder dem 
Staatsanwaltschaftsrat angehören. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist mit den 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen 
sächlichen Mitteln auszustatten und bei Bedarf 
personell zu unterstützen. Sie ist im erforderli-
chen Umfang von den sonstigen dienstlichen 
Aufgaben im Rahmen der verfügbaren Stellen 
zu entlasten.  

… 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre 
Stellvertreterinnen dürfen wegen ihrer Tätigkeit 
nicht benachteiligt oder begünstigt werden; 
dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre 
Stellvertreterinnen haben das Recht, an min-
destens einer Fortbildungsveranstaltung pro 
Jahr teilzunehmen, die Kenntnisse vermittelt, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
sind. Für die Teilnahme ist die Gleichstel-
lungsbeauftragte von ihren anderen Dienst-
pflichten freizustellen. Ihre anderen Ansprüche 
auf Fortbildung verringern sich dadurch nicht. 

(5) Sie haben auch über die Zeit ihrer Bestel-
lung hinaus Verschwiegenheit über die persön-
lichen Verhältnisse von Beschäftigten und 
andere vertrauliche Angelegenheiten zu wah-
ren. 

§ 17 
Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt 
und berät die Dienststelle und wirkt mit bei der 
Ausführung dieses Gesetzes sowie aller Vor-
schriften und Maßnahmen, die Auswirkungen 
auf die Gleichstellung von Frau und Mann 
haben oder haben können. Ihre Mitwirkung 
bezieht sich insbesondere auf 
1. personelle Maßnahmen, einschließlich Stel-
lenausschreibungen, Auswahlverfahren und 
Vorstellungsgespräche, 
2. organisatorische Maßnahmen,  
3. soziale Maßnahmen, 
4. die Aufstellung und Änderung des Gleich-
stellungsplans sowie die Erstellung des Be-
richts über die Umsetzung des Gleichstel-
lungsplans oder die Konzeption von alternati-
ven Modellen nach § 6a und 
5. Planungsvorhaben von grundsätzlicher Be-
deutung für die Beschäftigungsverhältnisse 
oder die Arbeitsbedingungen in der Dienststel-
le. 
Die Gleichstellungsbeauftragte ist gleichbe-
rechtigtes Mitglied von Beurteilungsbespre-
chungen und in der Stellenbewertungskom-
mission. 

(2) Zu den Aufgaben der Gleichstellungsbeauf-
tragten gehören auch die Beratung und Unter-
stützung der Beschäftigten in Fragen der 
Gleichstellung von Frau und Mann. 

§ 18 
Rechte der Gleichstellungsbeauftragten 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist frühzeitig 
über beabsichtigte Maßnahmen zu unterrich-
ten und anzuhören. Ihr sind alle Akten, die 
Maßnahmen betreffen, an denen sie zu betei-
ligen ist, vorzulegen. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend, wenn von einer Maßnahme 
abgesehen werden soll. Bei Personalentschei-
dungen gilt dies auch für Bewerbungsunterla-
gen, einschließlich der von Bewerberinnen und 
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Bewerbern, die nicht in die engere Auswahl 
einbezogen werden, sowie für Personalakten 
nach Maßgabe der Grundsätze des § 83 Ab-
satz 2 des Landesbeamtengesetzes. 

(2) Der Gleichstellungsbeauftragten ist inner-
halb einer angemessenen Frist, die in der Re-
gel eine Woche nicht unterschreiten darf, Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben. Bei 
fristlosen Entlassungen und außerordentlichen 
Kündigungen beträgt die Frist drei Arbeitstage. 
Die Personalvertretung kann in diesen Fällen 
zeitgleich mit der Unterrichtung der Gleichstel-
lungsbeauftragten beteiligt werden. Soweit die 
Maßnahme einer anderen Dienststelle zur 
Entscheidung vorgelegt wird, kann die Gleich-
stellungsbeauftragte eine schriftliche Stellung-
nahme beifügen. Bei fristlosen Entlassungen 
und außerordentlichen Kündigungen ist die 
Angelegenheit unbeschadet des Vorliegens 
der Stellungnahme unverzüglich der zuständi-
gen Dienststelle vorzulegen. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit ist die Beteiligung der Gleich-
stellungsbeauftragten zu dokumentieren. So-
fern die Dienststelle beabsichtigt, eine Ent-
scheidung zu treffen, die dem Inhalt der Stel-
lungnahme entgegen steht, hat sie dies vor 
Umsetzung der Entscheidung gegenüber der 
Gleichstellungbeauftragten schriftlich darzule-
gen. 

(3) Wird die Gleichstellungsbeauftragte nicht 
oder nicht rechtzeitig an einer Maßnahme be-
teiligt, ist die Maßnahme rechtswidrig. § 46 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. November 1999 (GV. 
NRW. S. 602), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. 
S. 934) geändert worden ist, bleibt unberührt. 
Ist eine Maßnahme, an der die Gleichstel-
lungsbeauftragte nicht oder nicht rechtzeitig 
beteiligt wurde, noch nicht vollzogen, ist sie 
auszusetzen und die Beteiligung ist nachzuho-
len. Die Fristen des Absatzes 2 gelten ent-
sprechend. Die Dienststellenleitung kann bei 
Maßnahmen, die der Natur der Sache nach 
keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen 
Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. 
Sie hat der Gleichstellungsbeauftragten die 
vorläufige Regelung mitzuteilen und zu be-
gründen. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte hat ein un-
mittelbares Vortragsrecht bei der Dienststellen-
leitung. Ihr ist Gelegenheit zur Teilnahme an 
allen Besprechungen ihrer Dienststelle zu ge-
ben, die Angelegenheiten ihres Aufgabenbe-
reichs betreffen. Dies gilt auch für Bespre-
chungen nach § 63 des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes vom 3. Dezember 1974 (GV. 
NRW. S. 1514), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S. 1052) geändert worden ist. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann 
Sprechstunden für die Beschäftigten durchfüh-
ren und einmal im Jahr eine Versammlung der 
weiblichen Beschäftigten einberufen. Sie kann 
sich ohne Einhaltung des Dienstweges an 
andere Gleichstellungsbeauftragte und an die 
für die Gleichstellung von Frau und Mann zu-
ständige oberste Landesbehörde wenden. 

(6) Die Gleichstellungsbeauftragten und die 
Dienststelle können Vereinbarungen über die 
Form und das Verfahren der Beteiligung tref-
fen, die zu dokumentieren sind. Die Ziele die-
ses Gesetzes dürfen durch Verfahrensabspra-
chen nicht unterlaufen werden. Gesetzlich 
vorgegebene Beteiligungspflichten sind nicht 
abdingbar. Die gleichstellungsrechtliche Betei-
ligung, auch die Inanspruchnahme einer 
gleichstellungsrechtlichen Zustimmungsfiktion, 
ist zu dokumentieren. Die Gleichstellungsbe-
auftragte kann jederzeit einzelfallbezogen ihre 
Beteiligung nach Maßgabe dieses Gesetzes 
verlangen. 

(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann zu 
ihrer Unterstützung externen Sachverstand 
hinzuziehen, soweit dies zur ordnungsgemä-
ßen Erfüllung ihrer Aufgaben im Einzelfall er-
forderlich ist. Die Kosten trägt die Dienststelle.  

(8) Die Rechte der Personal- und Schwerbe-
hindertenvertretungen bleiben unberührt. 

§ 19 
Widerspruchsrecht 

(1) Hält die Gleichstellungsbeauftragte ei-

ne Maßnahme für unvereinbar mit die-

sem Gesetz, anderen Vorschriften zur 

Gleichstellung von Frau und Mann, mit 

dem Gleichstellungsplan oder dem al-

ternativen Instrument nach § 6a, kann 

sie innerhalb einer Woche nach ihrer 

Unterrichtung der Maßnahme wider-

sprechen. Bei außerordentlichen Kün-

digungen und fristlosen Entlassungen 

ist der Widerspruch spätestens inner-

halb von drei Kalendertagen einzule-

gen. Die Dienststellenleitung entschei-

det erneut über die Maßnahme. Die 

Entscheidung über den Widerspruch 

ergeht schriftlich. Bis zur erneuten 

Entscheidung ist der Vollzug der Maß-

nahme auszusetzen. § 18 Absatz 3 

Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

… 
§ 19a 

Rechtsschutz 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte kann inner-
halb eines Monats nach Abschluss des Wider-
spruchsverfahrens das zuständige Verwal-
tungsgericht anrufen, wenn die Dienststelle  
1. die Rechte der Gleichstellungsbeauftragten 
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verletzt oder 
2. einen den Bestimmungen dieses Gesetzes 
nicht entsprechenden Gleichstellungsplan 
aufgestellt beziehungsweise ein unzureichen-
des alternatives Instrument nach § 6a einge-
setzt hat. 

(2) Die Anrufung des Gerichts hat keine auf-
schiebende Wirkung. 

(3) Die Dienststelle trägt die der Gleichstel-
lungsbeauftragten entstehenden notwendigen 
Kosten. 

§ 20 
Anrufungsrecht der Beschäftigten 

Die Beschäftigten können sich unmittelbar an 
die für sie zuständige Gleichstellungsbeauf-
tragte, darüber hinaus an die Gleichstellungs-
beauftragten der übergeordneten Dienststellen 
oder an die für Gleichstellungsfragen zustän-
dige oberste Landesbehörde wenden. 

§ 21 
Vorschriften für Gleichstellungsbeauftragte  

der Gemeinden und Gemeindeverbände 

Von den Vorschriften des Abschnittes IV fin-
den für die Gleichstellungsbeauftragten der 
Gemeinden und Gemeindeverbände § 15 Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2, § 16 Absatz 
1, Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 bis 5, § 17, 
§ 18, § 19 Absatz 1 und § 19a Anwendung. § 
20 findet insofern Anwendung, als dass sich 
die Beschäftigten unmittelbar an die für sie 
zuständige Gleichstellungbeauftragte oder an 
die für Gleichstellungsfragen zuständige 
oberste Landesbehörde wenden können. 

§ 22 
Berichtspflicht 

Die Landesregierung berichtet dem Landtag im 
Abstand von fünf Jahren über die Umsetzung 
dieses Gesetzes in der Landesverwaltung. 
Nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Neurege-
lung des Gleichstellungsrechts vom 6. Dezem-
ber 2016 (GV. NRW. S. 1052) erfolgt der 
nächste Bericht mit dem Stichtag 31. Dezem-
ber 2018. 

§ 23 
Verwaltungsvorschriften 

Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz 
erlässt das für die Gleichstellung von Frau und 
Mann zuständige Ministerium. Die übrigen 
Ministerien können im Einvernehmen mit dem 
für die Gleichstellung von Frau und Mann zu-
ständigen Ministerium ergänzende Regelun-
gen für ihren Zuständigkeitsbereich erlassen. 
Soweit die Verwaltungsvorschriften sich auch 
auf die Gemeinden und Gemeindeverbände 
oder deren verselbstständigte Aufgabenberei-
che in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtli-
cher Form erstrecken, bedarf es insoweit des 
Einvernehmens mit dem für Inneres zuständi-
gen Ministerium. 

§ 24 
Übergangsregelungen 

Bereits erstellte und in Kraft getretene Frauen-
förderpläne gelten für den jeweils vorgesehe-
nen Zeitraum fort. Im Anschluss erfolgt eine 
Fortschreibung als Gleichstellungsplan oder 
die Einführung eines alternativen Instrumentes 
nach § 6a. 
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Einleitung 
 

Der vorliegende Bericht über die Umsetzung des Frauenförderplans der Stadt 
Bornheim analysiert nachfolgend die Entwicklung der Beschäftigungsstruktur 
innerhalb der Stadtverwaltung. 
 
Die statistischen Angaben beruhen auf den Statistiken der Personalabteilung und der 
Gleichstellungsstatistik der Gleichstellungsbeauftragten. Die Analysen 
berücksichtigen alle Beschäftigten der Stadtverwaltung Bornheim einschließlich der 
Auszubildenden. Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen, geringfügig Beschäftigte und 
abgeordnete Beamte und Beamtinnen sind in den Statistiken in der Regel nicht 
berücksichtigt.  
 
Gleichzeitig wurde untersucht, ob die Bestimmungen des Frauenförderplans 
eingehalten worden sind. 
 
Am Stichtag 31.12.2016 waren Frauen lediglich in den Entgeltgruppen 3,6,10,12,14 
und in den Besoldungsgruppen 7 und 16 unterrepräsentiert. Diese 
Unterrepräsentanz betrifft jedoch nur 8 von insgesamt 510 Beschäftigten (siehe 
Punkt 5.2 und 5.3).  
 
Positionen mit Abteilungsleitungsfunktion sind mit 13 Männern und 7 Frauen besetzt. 
In den Zielvorgaben des neuen Gleichstellungplanes wurde dieser Aspekt besonders 
berücksichtigt. 
 
Die Beschäftigungsquote von Männern im Sozial- und Erziehungsdienst liegt bei 3,7 
%. Dieser Aspekt wurde im neuen Gleichstellungsplan ebenfalls berücksichtigt (s. 
Anlage zur Vorlage 437/2017-GB) 
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I. Einhaltung der Bestimmungen des Frauenförderplans  
 

Der letzte Frauenförderplan wurde am 30.06.2005 vom Rat der Stadt Bornheim 
beschlossen.   
 
Als allgemeine Zielvorgabe sah der Frauenförderplan vor, den Frauenanteil in den 
Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, auf 50 % zu erhöhen. 
 
Ob dieses Ziel erreicht wurde, zeigen die nachfolgenden Abschnitte. 
 
Auswahlkommissionen bei Vorstellungsgesprächen werden in der Regel 
geschlechtsparitätisch besetzt.  

Alle weiteren Bestimmungen des Frauenförderplanes wurden eingehalten.
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II. Beschäftigtenanalyse 

1. Gesamtbeschäftigte nach Geschlecht 

 

 
 
 

 
 
Zum Stichtag 31.12.2016 waren von insgesamt 510 Beschäftigten 397 weiblich 
(78%) und 113 männlich (22 %) 
Zum Stichtag 31.12.2010 waren von den insgesamt 374 Beschäftigten 277 weiblich 
(74 %) und 97 männlich (26 %). 
Im Sozial- und Erziehungsdienst waren zum Stichtag 31.12.2016 von insgesamt 218 
Beschäftigten 206 weiblich und 12 männlich, zum Stichtag 31.12.2010 von 
insgesamt 134 Beschäftigten 127 weiblich und 7 männlich. 
 
► rein rechnerisch ist der Frauenanteil somit um 4 % angestiegen. 
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2. Gesamtbeschäftigte nach Beschäftigungsart und Geschlecht 
 

 
 
 

 
 
 

Anhand der oben stehenden Grafiken ist ersichtlich, dass der Anteil an weiblichen 
Beschäftigten sowohl im Bereich der tariflich Beschäftigten als auch im Bereich der 
Beamten stetig angestiegen ist. Im 6-Jahres-Trend ist der prozentuale Anteil an 
angestellten Frauen von 71 % in 2004 auf 75 % in 2010 und auf 79 % in 2016 
kontinuierlich angestiegen.  
 
Genauso verhält es sich bei den Beamtinnen: von 62 % in 2004 stieg der Anteil auf 
68 % in 2010 und 72 % in 2016. 
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2.1 Angestellte nach Beschäftigungsbereichen 

 
 

 
 
 

Erläuterung: 
- Sozial- und Erziehungsdienst: beinhaltet alle als Kinderpfleger/in, Erzieher/in, 

Sozialpädagoge/in, Sozialarbeiter/in beschäftigten Personen 
- technischer Dienst: beinhaltet alle Personen, die als Techniker/in, Ingenieur/in 

oder Architekt/in beschäftigt sind 

 
Lediglich im technischen Bereich ist der Frauenanteil geringer als in allen anderen 
Beschäftigtenbereichen. Der Anteil wächst jedoch kontinuierlich (von 3 Frauen in 
2000 auf 6 Frauen in 2004, auf 9 Frauen in 2010, auf 13 Frauen in 2016). 
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3. Altersstruktur  
 

 
 
 
 
 

 
 
 

Vergleicht man die Verläufe der Kurven bei beiden Beschäftigtengruppen, so stellt 
man fest, dass in nahezu allen Altersgruppen mehr Frauen als Männer beschäftigt 
sind. 
 
Der Altersdurchschnitt bei weiblichen Angestellten beträgt 43 Jahre, bei männlichen 
Angestellten 45 Jahre. Beamtinnen sind im Schnitt 45 Jahre, Beamte im Schnitt 48 
Jahre alt. 
Das Durchschnittsalter aller Beschäftigten beträgt 44 Jahre (Frauen 44 Jahre, 
Männer 46 Jahre).  
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Geht man von einer geringen Fluktuation aus, so wird sich die Kurve in den nächsten 
Jahren so fortsetzen. 
 

4. Laufbahnstruktur  

 
 

 
 
Hinweis: Durch das Dienstrechtsmodernisierungsgesetz wurden die bisherigen 
Laufbahngruppen (mittlerer, gehobener, höherer Dienst) aufgehoben. Es wurden 
zwei Laufbahngruppen mit je 2 Eingangsämtern gebildet. Die erste Laufbahngruppe 
umfasst den früheren einfachen und mittleren Dienst, die 2. Laufbahngruppe den 
früheren gehobenen und höheren Dienst. Um die jeweiligen Jahresdaten miteinander 
vergleichen zu können, wurde in diesem Bericht die bisherige Bezeichnung der 
Laufbahngruppen weiterverwendet.  
 

Die Differenz zwischen männlichen und weiblichen Beschäftigten nimmt mit 
zunehmender Laufbahngruppe ab.  
Im höheren Dienst sind nach wie vor mehr Männer beschäftigt, es besteht jedoch 
lediglich eine Differenz von 1 Stelle. 
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5. Entgelt- und Besoldungsgruppen 

5.1. Entgelt- und Besoldungsgruppen –Verwaltungsdienst gesamt  
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Entgeltgruppen Verwaltungsdienst 

 
 
 

 
 
 

Tendenziell hat sich die Besetzung der Stellen 2016 gegenüber 2010 wieder zum 
Vorteil der Frauen verändert. Unterrepräsentiert sind Frauen lediglich in den 
Entgeltgruppen 3,6,10,12 und 14 und dies mit insgesamt nur 6 Stellen. 
In allen anderen Entgeltgruppen sind Männer unterrepräsentiert. 
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Besoldungsgruppen 
 

 
 
 

 
 
 

 
Eine Unterrepräsentanz von Frauen im Bereich der Beamtinnen und Beamten war in 
2016 lediglich in Besoldungsgruppe A 7 und A 16 gegeben, hierbei handelt es sich 
lediglich um 2 Stellen.  
In allen anderen Besoldungsgruppen sind Männer unterrepräsentiert. 
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5.2. Entgeltgruppen Sozial- und Erziehungsdienst 
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Nach wie vor arbeiten mit Abstand mehr Frauen als Männer im Sozial- und 
Erziehungsdienst (siehe hierzu auch Punkt 9.1).  
 
Die praxisintegrierte Ausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher (PIA) wurde Mitte 2015 
eingeführt, um den Fachkräftemangel in den Tageseinrichtungen für Kinder 
abzumildern. Mit dieser neuen Ausbildungsform sollen weitere Zielgruppen, wie 
Abiturientinnen/Abiturienten, Studienabbrecher/-innen, männliche Bewerber und 
Quereinsteiger/-innen angesprochen werden. Seitdem werden jährlich vier 
Teilzeitstellen in dieser Ausbildungsform angeboten. Die Bewerbungszahlen zeigen, 
dass das Angebot gern angenommen wird. Das Ziel eine attraktive Ausbildung mit 
durchgehender Vergütung und enger Verzahnung von Theorie und Praxis, die eine 
größere und vielseitigere Zielgruppe anspricht, wurde somit erreicht. 
 
Unabhängig von den allgemeinen Schwierigkeiten, geeignetes männliches 
Fachpersonal zu gewinnen und auch binden zu können, fordern die 
Stellenausschreibungen im Sozial- und Erziehungsdienst gezielt Männer auf, sich zu 
bewerben. Die konkrete Maßnahmen- und Zielplanung wird im Gleichstellungsplan 
und der Vorlage zum Thema Männer in Kindertageseinrichtungen näher ausgeführt. 
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6. Leitungsfunktionen 
 

 
 
 

 
 

Bei der Gegenüberstellung der Positionen mit Leitungsfunktion ist zu beachten, dass 
sich durch organisatorische Änderungen die Anzahl der Fachbereiche/Ämter und die 
Anzahl der Geschäftsbereiche/Abteilungen verändert hat. Die Anzahl der Personen 
in Leitungsfunktion  ist nicht identisch mit der Anzahl an Fachbereichen/Ämtern und 
Geschäftsbereichen/Abteilungen. Die Bezeichnung „Fachbereiche“ wurde in „Ämter“ 
geändert, Geschäftsbereiche sind in Abteilungen umbenannt worden. 
Zum Teil werden die Positionen in Doppelfunktion ausgeübt, d.h., dass 
Amtsleiter/innen  auch Abteilungsleiter/innenfunktionen ausüben, bzw. 
Abteilungsleiter/innen mehrere Abteilungen führen. 
An der prozentualen Aufteilung ist jedoch zu erkennen, dass der Frauenanteil 
lediglich im Bereich der Abteilungsleitungen unter 50 % liegt. 
Dezernentin/Dezernenten sind lediglich der Vollständigkeit halber aufgeführt, da der 
Frauenförderplan/Gleichstellungsplan in diesem Bereich keine Anwendung findet. 
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7. Beschäftigungsstruktur nach Arbeitszeit  

In den nachfolgenden Grafiken sind keine Auszubildenden, Praktikanten/innen und 
geringfügig Beschäftigte enthalten. 
 

7.1. Gesamtbeschäftigte  

 
 
 

 
 

Im Trend hat sich der prozentuale Anteil an teilzeitbeschäftigten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern stetig erhöht. Im Jahr 2000 waren 90 Beschäftigte (20 %), in 2004 waren 
121 Beschäftigte (26 %), in 2010 waren 130 Beschäftigte (36 %) und in 2016 waren 
211 Beschäftigte (44 %) teilzeitbeschäftigt. 
 
Ursache für eine Teilzeitbeschäftigung ist jedoch nicht immer nur die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Im Stellenplan sind im Vergleich auch vermehrt Teilzeitstellen 
ausgewiesen. 
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Die Anzahl an beurlaubten Beschäftigten und Beschäftigten, die sich in Elternzeit 
befinden, hat sich prozentual nicht erhöht. Erfreulicherweise nehmen mehr Männer 
die Gelegenheit war, Elternzeit zu beanspruchen (2015 und 2016 haben 5 Männer 
Elternzeit in Anspruch genommen). 
 

 

 
 
Unterscheidet man in der Beschäftigungsstruktur zwischen dem Verwaltungsdienst 
und dem Sozial- und Erziehungsdienst, so ist klar erkennbar, dass die Mehrheit der 
Beschäftigten im Verwaltungsdienst Vollzeit arbeitet (143 Personen).  
Im Sozial- und Erziehungsdienst arbeitet die Mehrheit der Beschäftigten Teilzeit (122 
Personen). 
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7.2. Teilzeitbeschäftigte 

 

 
 
 
 

 
 
Im Jahr 2016 arbeiteten 11 männliche Beschäftigte in Teilzeit, 2010 waren es 8 
männliche Beschäftigte. In den Vorjahren handelte es sich bei den männlichen 
Beschäftigten in Teilzeit in der Regel um Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die 
Altersteilzeit in Anspruch genommen haben. 
 
Man kann daher grundsätzlich die Aussage treffen, dass sich der Anteil an 
männlichen Teilzeitbeschäftigten erhöht hat, der Anteil der teilzeitbeschäftigten 
Frauen prozentual jedoch stärker angestiegen ist. 
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7.3. Vollzeitbeschäftigte 
 

 
 
 

 
 
 
 
Die Anzahl der weiblichen Vollzeitbeschäftigten nimmt stetig zu. Im Vergleich: 2004 
lag die Quote bei 50 %.  
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7.4. Telearbeitsbeschäftigte 

Auch die Anzahl der Telearbeitsbeschäftigten nimmt  zu. 2016 nahmen 17 
Beschäftigte an der alternierenden Telearbeit teil (davon 11 weiblich und 6 
männlich). In 2010 hatten 12 Beschäftigte Telearbeitsplätze (davon 7 weiblich und 5 
männlich).  
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8. Fort- und Weiterbildung 
 

8.1. Fortbildung 

 

 
Vergleicht man die obige Grafik mit den Gesamtbeschäftigten, so kann man 
feststellen, dass  grundsätzlich mehr Männer an Fortbildungsveranstaltungen 
teilgenommen haben: im Jahr 2015 wurden von insgesamt 104 männlichen 
Beschäftigten 74 Veranstaltungen besucht, von 361 weiblichen Beschäftigen 
insgesamt 210 Veranstaltungen.  
 

8.2. Weiterbildung 
 

In den Jahren 2010 bis 2016 haben insgesamt 14 Angestellte den 
Angestelltenlehrgang II (8 weiblich, 6 männlich) besucht. 

 

9. Bewerbungen und Einstellungen 

9.1. Bewerbungen und Einstellungen im Rahmen der 
Stellenbesetzung 

Jahr 
Zahl der  
Stellen 

Bewerbungen 
  

Einladungen 
  

Einstellungen 
  

    männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich 

2010 18 64 173 20 56 4 6 

2011 33 149 389 46 109 5 30 

2012 18 120 225 25 66 2 16 

2013 20 315 272 62 78 5 14 

2014 36 178 265 50 105 8 28 

2015 44 243 459 57 149 14 24 

2016 44,5 148 442 73 151 8 33 
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Anhand der vorstehenden Tabelle ist ersichtlich, dass die Zahl der Einstellungen 
weiblicher Mitarbeiterinnen überwog. Zu beachten ist jedoch, dass sich in der Regel 
mit Abstand mehr Frauen bewerben.  
 
Im Zeitraum 2010-2016 haben sich prozentual insgesamt 35 % Männer und 65 % 
Frauen beworben. 
Betrachtet man den Sozial- und Erziehungsdienst speziell, so liegt die 
Bewerberquote bei 15% Männern und 85 % Frauen (siehe hierzu auch die 
Ausführungen zu Punkt 5.2). 
 

9.2. Einstellungen auf Ausbildungsplätze 

Ausbildungsplätze 2010 - 2016 

       

Jahr 

Anzahl der  
Bewerber/-innen 

Einladungen 
Vorstellungsgespräch  

Einstellungen 

männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich 

2010 - VA 8 39 1 11 0 2 

2011 - VA 18 45 3 7 1 1 

2012 - VA 26 48 9 9 1 2 

2013 - VA 20 63 4 7 1 1 

2013 - Bachelor 36 68 1 7 0 1 

2014 - VA 20 50 5 7 1 1 

2014 - Bachelor 40 47 7 13 0 1 

2015 - VA 27 68 9 8 0 2 

2016 –VA 21 45 4 8 1 1 

2016 – Bachelor 35 67 4 11 1 0 

 
 

 
Zusammenfassend ist zu sagen, dass in den zurückliegenden 7 Jahren sowohl 
männliche als auch weibliche Bewerber/innen an den Einstellungstests und 
Vorstellungsgesprächen teilgenommen haben. Die Anzahl an Bewerberinnen 
überwog jedoch bei Weitem. Die Auswahl erfolgte nach Qualifikation, Ergebnis des 
Eignungstests und dem persönlichen Eindruck beim Vorstellungsgespräch. 
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Männliche Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen - ein Ausblick 
 
Als Grund für die fehlenden männlichen Fachkräfte in den Kindertageseinrichtungen  
wird in Publikationen häufig das Gehalt angeführt. Überall dort, wo Tarifverträge 
Anwendung finden, bestehen über das dort erzielte Tarifergebnis hinaus monetär 
keine weiteren Möglichkeiten. Dies, so zeigt das Beispiel Schweden, kann jedoch 
nicht allein ursächlich sein. Schweden und auch andere europäische Länder zahlen 
höhere Gehälter, und dennoch ist der Männeranteil eher gering1. Die Ursache liegt 
daher sicherlich in einer Summe von Gründen, die es zu beleuchten gilt.   
 
Derzeit arbeiten in den städtischen Kindertageseinrichtungen mit Abstand mehr 
Frauen (182) als Männer (7).  
Dies entspricht einer männlichen Beschäftigungsquote von 3,7 %. 
Bundesweit betrug der Männeranteil (männliche Fachkräfte, Praktikanten, 
Freiwilligendienstler und ABM-Kräfte (reine Schulhorte ausgenommen) in Kitas im 
Jahr 2015 4,7 %. Im Jahr 2015 stieg der Männeranteil um 0,3 Prozentpunkte im 
Vergleich zum Vorjahr. Der Männeranteil variiert jedoch in den einzelnen 
Bundesländern stark. Spitzenreiter sind Hamburg, Bremen und Berlin. In Nordrhein-
Westfalen (NRW) betrug der Anteil im Jahr 2015 4,0 % und stieg damit im Vergleich 
zum Vorjahr ebenfalls um 0,3 Prozentpunkte. Dies ist innerhalb der letzten fünf Jahre 
ein Anstieg um 1,6 %2. Am NRW-Durchschnitt gemessen ist die Entwicklung in 
Bornheim durchaus vielversprechend und entwicklungsoffen. Ziel sollte eine Quote 
im oberen Bereich sein, die annähernd an den Bundesdurchschnitt herankommt. 
 
Zurückzuführen ist der bundesweite Anstieg auf zahlreiche, unter Federführung des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, durchgeführte 
Projekte. Das Projekt MAIK – Männer arbeiten in Kitas des Diözesan-
Caritasverbandes für das Erzbistum Köln e.V. war eines von bundesweit 16 
Modellprojekten des Modellprogramms „MEHR Männer in Kitas“. Die Laufzeit endete 
am 31.12.2013. Darüber hinaus ist vom Bundesministerium seit dem 01. Januar 
2010 eine Koordinationsstelle „Männer in Kitas“ installiert worden, um sich weiterhin 
um die Förderung des mittel- und langfristigen Anstiegs männlicher Fachkräfte in 
Kindertagesstätten anzunehmen. 
 
Auch die Verwaltung wird sich an den Projektergebnissen orientieren um das oben 
gesteckte Ziel zu erreichen und aktiver als bisher die Gewinnung männlicher Erzieher 
voranzutreiben. 
 
Ein Weg dorthin kann neben der bisher rein schulischen Ausbildungsform die 
praxisintegrierte Ausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher (PIA) sein.  
Diese sieht eine enge Verzahnung von Schule und Praxis vor. Insgesamt dauert 
diese Ausbildungsform drei Jahre. Vorteil dieser Möglichkeit ist, dass ab dem ersten 
Ausbildungstag eine Praktikumsvergütung gezahlt wird.  
Der erste Ausbildungsjahrgang startete bei der Verwaltung mit dem Kindergartenjahr 
2015/2016. Seitdem werden jährlich vier Teilzeitstellen in dieser Ausbildungsform 
angeboten. Die Bewerbungszahlen zeigen, dass das Angebot gut angenommen 

                                                           
1
 Koordinationsstelle Männer In Kitas,  Handreichung Jungen und Männer für den Erzieherberuf gewinnen S. 

31, Berlin 2013 
2
 BMFSFJ, Studie Männliche Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen S.15, Berlin 08/2015 
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wird. Bei der Verwaltung orientiert sich die Praktikumsvergütung analog dem 
Ausbildungsentgelt nach dem Tarifvertrag der Auszubildenden im öffentlichen Dienst. 
 
Durch die immer noch fest verankerte Geschlechterordnung und die daraus 
resultierenden Genderbilder ist insbesondere für männliche Bewerber der Schritt hin 
zu den sozialen Berufen ein großer3. Die Gleichstellungpolitik muss an diesem Punkt 
mitwirken, frühkindliche Erziehung und Bildung aufzuwerten und die traditionellen 
Genderbilder zu verändern bzw. zu erweitern4. 
 
Die frühzeitige Ansprache junger, insbesondere männlicher Menschen erscheint 
aufgrund der Projektergebnisse, neben den Entwicklungen neuer 
Ausbildungsmöglichkeiten, besonders vielversprechend. Möglichkeiten, um das 
Interesse männlicher Interessenten zu wecken, bieten hier insbesondere 
Ausbildungsmessen, Programme wie der Bundesfreiwilligendienst, das freiwillige 
soziale Jahr (FSJ), Schülerpraktika und der „Boys Day“. Generell kann das Thema 
Öffentlichkeitsarbeit ein fundamentaltes Gestaltungselement sein. 
 
Hier sieht die Verwaltung noch ungenutzte Potentiale, die es auszubauen gilt. 
Zwar werden Schülerpraktika angeboten, doch könnte hier ein engerer Kontakt zu 
den jeweiligen Schulen vor Ort hergestellt werden, um gezielt männliche Jugendliche 
für ein soziales Praktikum in einer Kindertageseinrichtung zu werben. Das 
Kontakthalten der Einrichtung zum Praktikanten ist nach Ende des Praktikums 
ebenso eine Wertschätzung und wichtig in der Gewinnung zukünftigen 
Fachpersonals. 
 
Hierneben bieten auch der Bundesfreiwilligendienst, das FSJ und eine Partizipation 
am „Boys Day“ eine Gelegenheit, potentielle männliche Interessenten für den 
Erzieherberuf zu gewinnen. 
 
Bisher wird der Bundesfreiwilligendienst bei der Verwaltung nur im Bereich der 
Flüchtlingsbetreuung angeboten. Eine Zertifizierung für die einzelnen 
Kindertageseinrichtungen gibt es bisher nicht. Auch das FSJ wird derzeit nicht 
angeboten. 
 
Das Thema Öffentlichkeitsarbeit gezielt zum Thema „Gewinnung männlicher 
Fachkräfte“ sollte aktiver betrieben werden. Hier können neben dem Besuch von 
Ausbildungsmessen, an denen Schülern der Beruf des Erziehers näher gebracht 
wird, über die gezielte Ansprache männlicher Bewerber in Stellenausschreibungen, 
bis hin zur breiteren Informationsstreuung auf der städtischen Internetseite, die 
Nutzung von Informationsbroschüren und der Kontakt zu den Fachschulen mögliche 
Instrumente sein. 
 
Empfehlung der Koordinationsstelle „Männer in Kitas“ ist die Einbindung des 
männlichen Kitapersonals in die Öffentlichkeitsarbeit.  
Diese können auf Ausbildungsmessen oder im Rahmen einer Kampagne die eigenen 
Erfahrungen authentisch und überzeugend beschreiben, sowie den Interessenten 
vom abwechslungsreichen Tagesablauf des Berufsbildes berichten.  
                                                           
3
 Koordinationsstelle Männer In Kitas,  Handreichung Jungen und Männer für den Erzieherberuf gewinnen S. 4, 

Berlin 2013 
4
 BMFSFJ, Studie Männliche Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen S.10, Berlin 08/2015 
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Da das Themenfeld „Männer in Kitas“ bereits in der öffentlichen Diskussion 
angekommen scheint, und damit auch transparenter in der Bevölkerung ist, kann 
hierauf aufbauend das sich bietende Potential ausgeschöpft werden. 
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Haupt- und Finanzausschuss 05.09.2017 

Rat 21.09.2017 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 572/2017-11 

    Stand 07.08.2017 

 
Betreff 
 

Ausbau der E-Government-Plattform durch Einführung eines virtuellen 
Bauamts 

 
Beschlussentwurf Haupt- und Finanzausschuss 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beauftragt die Verwaltung die vertraglichen Vereinbarungen mit der Firma ITEBO-
Unternehmensgruppe in Kooperation mit dem Zweckverband civitec zur Einführung der digi-
talen Fallbearbeitung in der Bauaufsichtsbehörde abzuschließen. 
 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung führt zusammen mit dem Zweckverband civitec schrittweise die E-
Government-Schnittstelle ein (vgl. Vorlage 427/2017-11). Über die in diesem Projekt festge-
legten Projektschritte hinaus plant die Verwaltung, den Beteiligten am Baugenehmigungsver-
fahren eine digitale Beteiligungsmöglichkeit zu eröffnen. 
 
Der Zweckverband civitec bietet an, zusammen mit der Firma ITEBO eine digitale Beteili-
gungsplattform für interessierte Verbandsmitglieder bereit zu stellen. Die Stadt Bornheim ist 
im Verbandsgebiet der Pilotanwender. Ziel ist die weitestgehende digitale und medienbruch-
freie Fallbearbeitung. Dadurch sollen die Bearbeitungszeiten verkürzt und eine größtmögli-
che Transparenz im Verfahren geschaffen werden. 
 
Das Verfahren soll zunächst in der Grundausbaustufe eingeführt werden. Hiermit ist eine 
digitale Verfahrensbeteiligung möglich. 
 
Die Beauftragung erfolgt über den Zweckverband civitec. Die vergaberechtlichen und ver-
traglichen Bedingungen werden vom civitec übernommen. 
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Finanzielle Auswirkungen 
 
Einmalige Aufwendungen für die Ausbaustufe 1: 
 
Bauplattform der Firma ITEBO mit OSCI-Schnittstelle zum Bau-
genehmigungsverfahren ProBauG der Firma PROSOZ: 

30.000 € 

  
XML-Service-Komponenten der Firma PROSOZ: 11.000 € 
  
Gesamt: 41.000 € 
  
Laufende Aufwendungen in Ausbaustufe 1:  
  
Betriebsaufwendungen für die Plattform: 16.800 € 
Wartung für die Schnittstellen-Software: 1.300 € 
  
Gesamt: 18.100 € 
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Haupt- und Finanzausschuss 05.09.2017 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 526/2017-2 

    Stand 12.07.2017 

 
Betreff 
 

Mitteilung betreffend Wettbürosteuer 

 
Sachverhalt 
 
Dem Haupt- und Finanzausschuss ist zuletzt mit Vorlage-Nr. 088/2017-2 zur Thematik be-
richtet und zugesagt worden, unverzüglich zu informieren, sobald in einer bislang ausste-
henden Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes geurteilt worden ist. 
 
Einer Pressemitteilung vom 29.06.2017 ist zu entnehmen, dass das Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG) die Wettbürosteuersatzung der Stadt Dortmund in ihrer derzeitigen Ausge-
staltung für unzulässig hält. 
Bis zur Entscheidung des BVerwG herrschte wegen sich einander zum Teil widersprechen-
der Urteile der Oberverwaltungsgerichtsbarkeit in mehreren Bundesländern rechtliche Un-
klarheit über das Schicksal der Wettbürosteuer. 
 
In seinem Urteil stellt das BVerwG zwar fest, dass es sich bei der Wettbürosteuer um eine 
örtliche Aufwandsteuer handelt, zu deren Erhebung die Kommunen im Prinzip berechtigt 
sind, und eine kommunale Wettbürosteuer auch nicht in einem unzulässigen Widerspruch 
zur 2012 eingeführten Sportwettensteuer des Bundes stehe. 
Für unzulässig hält das Gericht allerdings den von der Stadt Dortmund verwendeten Flä-
chenmaßstab zur Bemessung der Steuer, da dieser die Steuergerechtigkeit verletze. Den 
sachgerechtesten Maßstab für eine Vergnügungssteuer bilde der individuelle, wirkliche Ver-
gnügungsaufwand, hier also der Wetteinsatz. Mit dem Flächenmaßstab seien gravierende 
Abweichungen von dem wirklichen Vergnügungsaufwand verbunden, den die Wettkunden 
tatsächlich betreiben. 
Stattdessen, so das Gericht, stehe mit dem Wetteinsatz ein praktikabler Wirklichkeitsmaß-
stab zur Verfügung. 
 
Der Städte- und Gemeindebund NRW weist darauf hin, dass nach der Veröffentlichung der 
Entscheidung des BVerwG im Volltext die vollständigen Urteilsgründe eingehend analysiert 
und geprüft werde, ob die Rechtslage zur Erstellung einer Mustersatzung ausreichend ge-
klärt erscheint. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, zunächst diese Prüfung abzuwarten und im Zuge der Emp-
fehlungen des Städte- und Gemeindebundes NRW ggf. die örtliche Vergnügungssteuersat-
zung an die Mustersatzung anzupassen. Dem Haupt- und Finanzausschuss wird zu gegebe-
ner Zeit erneut berichtet. 
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Haupt- und Finanzausschuss 05.09.2017 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 524/2017-3 

    Stand 12.07.2017 

 
Betreff 
 

Mitteilung betreffend Sachstandsbericht zur Einrichtung eines Ordnungs-
außendienstes (OAD) 

 
Sachverhalt 
 
In seiner Sitzung am 01.12.2016 hat der Haupt- und Finanzausschuss im Zuge der Beratung 
der Vorlage-Nr. 845/2016-3 die Verwaltung u.a. beauftragt, alle erforderlichen organisatori-
schen und personellen Maßnahmen zur Einrichtung eines städtischen Ordnungsdienstes 
durchzuführen. 
 
Mit der Genehmigung des fortgeschriebenen Haushaltssicherungskonzeptes durch die 
Kommunalaufsicht sind die erforderlichen finanziellen und stellenplanmäßigen Vorausset-
zungen zur Einrichtung eines Ordnungsaußendienstes geschaffen worden. Unmittelbar nach 
Inkrafttreten der Haushaltssatzung 2017/2018 konnten die Arbeiten zur Umsetzung des be-
schlossenen Konzeptes zur Einrichtung eines Ordnungsaußendienstes ausgeführt werden. 
 
Die Arbeiten zur Personalgewinnung, die Beschaffungsvorgänge für Ausrüstung und Fahr-
zeug sowie die Entwicklung eines Ausbildungskonzeptes können voraussichtlich in der zwei-
ten Jahreshälfte 2017 abgeschlossen werden. 
 
Hinsichtlich der Implementierungsprozesse ergeben sich im Einzelnen folgende Sachstände: 
 
Personalgewinnung 
 
Die Stellenausschreibung mit der Beschreibung des Aufgabenbereichs sowie dem Anforde-
rungsprofil ist veröffentlicht. Die Bewerbungsfrist endet am 26.07.2017. Die Durchführung 
des Auswahlverfahrens soll im August 2017 erfolgen, so dass die Personalauswahl Anfang 
September 2017 abgeschlossen werden kann. Die Einstellungstermine sind dann von den 
individuellen Voraussetzungen der ausgewählten Bewerber abhängig. 
 
Beschaffungsvorgänge für Ausrüstung und Fahrzeug 
 
Für die Tätigkeiten im Ordnungsaußendienst sind die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit 
persönlicher Dienst-, Schutz- und Warnkleidung auszustatten. Die Beschaffung von Schutz-
kleidung erfolgt unter Mitwirkung der Fachkraft für Arbeitssicherheit auf der Basis der beste-
henden arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften und einer noch vorzunehmenden Gefähr-
dungsbeurteilung des Arbeitsplatzes. 
 
Für den Ordnungsaußendienst ist ein geeignetes Dienstfahrzeug anzuschaffen. Das Fahr-
zeug orientiert sich an entsprechenden Fahrzeugen anderer Kommunen und ist äußerlich als 
Einsatzfahrzeug des Ordnungsamtes gekennzeichnet. Konkrete Angebote werden Anfang 
September 2017 erwartet. Die Beschaffung soll dann unverzüglich unter Beachtung des 
Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes erfolgen. 
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Ausbildungskonzept 
 
Die Mitarbeiter / Mitarbeiterinnen des Ordnungsaußendienstes sind für ihre Aufgabe zu quali-
fizieren. Hierzu stehen Qualifizierungsangebote beim Studieninstitut für Kommunale Verwal-
tung in Köln (beispielsweise zu den Rechtsgrundlagen eines kommunalen Außendienstes) 
sowie beim Polizeipräsidium Bonn (Kenntnisse zur Eigensicherung) zur Verfügung. Darüber 
hinaus besteht grundsätzlich die Möglichkeit der Hospitation bei kommunalen Ordnungsau-
ßendiensten in Nachbarkommunen. 
 
Mittelfristig sollen die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Ordnungsaußendienstes wie alle 
städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter regelmäßig im Rahmen bestehender Fortbil-
dungsangebote weiterqualifiziert werden. 
 
Aufgabenkatalog 
 
Die vom Ordnungsaußendienst wahrzunehmenden Aufgaben ergeben sich aus der beste-
henden Arbeitsplatzbeschreibung.  
 
Derzeit wird geprüft, welche Aufgaben des städtischen Bereitschaftsdienstes der Ordnungs-
außendienst während seiner Dienstzeiten übernehmen kann. Die Übernahme solcher Auf-
gaben soll sukzessive im Rahmen vorhandener Qualifikationen der Mitarbeiter / Mitarbeite-
rinnen erfolgen, so dass mittelfristig eine Reduzierung des allgemeinen Bereitschaftsdienstes 
zu erwarten ist. 
 
Ordnungspartnerschaft 
 
Parallel zur Implementierung des Ordnungsaußendienstes erfolgt die Umsetzung einer Ord-
nungspartnerschaft mit der Polizei. Diesbezüglich finden bereits Abstimmungen mit dem Po-
lizeipräsidium Bonn statt. 
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Haupt- und Finanzausschuss 05.09.2017 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 543/2017-3 

    Stand 25.07.2017 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. verkaufsoffene Sonntage im Stadtgebiet Bornheim im Jahr 
2018 

 
Sachverhalt 
 
Entsprechend der vom Rat am 03.12.2015 beschlossenen ordnungsbehördlichen Verord-
nung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen ergeben sich für 
das Jahr 2018 die nachfolgend aufgeführten verkaufsoffenen Sonntage im Stadtgebiet Born-
heim.  
 

Verkaufsoffene Sonntage im Stadtgebiet Bornheim im Jahr 2018 
 

  Datum Anlass 

Ortschaft Bornheim     

Sonntag 13. Mai 2018 Bornheimer Kleinkirmes 

Sonntag 02. September 2018 Bornheimer Großkirmes 

Sonntag 02. Dezember 2018 Weihnachtsmarkt 

     

Ortschaft Roisdorf    

Sonntag 18. März 2018 Frühlingsfest 

Sonntag 10. Juni 2018 Brunnenfest 

Sonntag 23. September 2018 Roisdorfer Großkirmes 

Sonntag 11. November 2018 Martinsmarkt 

     

Ortschaft Hersel    

Sonntag 27. Mai 2018 Herseler Frühlingsfest 

Sonntag 16. September 2018 Herseler Herbst 

Sonntag 21. Oktober 2018 Herseler Oktoberfest 

 
Hinweis: 
An den genannten Terminen ist eine Öffnung der Geschäfte jeweils grundsätzlich in der Zeit 
von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr für maximal 5 Stunden 
zulässig! 
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Haupt- und Finanzausschuss 05.09.2017 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 530/2017-1 

    Stand 14.07.2017 

 
Betreff 
 

Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen Sitzungen 

 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung beantwortet die Anfrage des AM Quadt-Herte aus der Sitzung des Haupt- 
und Finanzausschusses vom 29.06.2017 wie folgt: 
 
Vorstellung Zweckverband Civitec (TOP 4, Vorlage 427/2017-11) 
 
Frage des AM Quadt-Herte: Kann die Verwaltung die einzelnen Komponenten der in der 
Präsentation genannten E-Government-Projekte detaillierter darstellen? 
 
Antwort: 
 
Für Bornheim wird zusammen mit anderen Kommunen im dritten Quartal mit der Umsetzung 
der E-Government-Schnittstelle begonnen. 
 
Im dritten und vierten Quartal wird das Teilprojekt „Basis“ umgesetzt. Hier sind die techni-
schen Grundbausteine enthalten (Authentifizierung, Integration des elektronischen Personal-
ausweises bzw. des elektronischen Aufenthaltstitels, Einbindung von elektronischem Zah-
lungsverkehr, Datenübergabe an die Fachverfahren). Die technische Umsetzung erledigt die 
Civitec. 
Die Verwaltung wird zusammen mit der Civitec die folgenden Arbeiten erledigen: 
 

- Abstimmung des Layouts der E-Government-Plattform  
- Integration der E-Government-Prozesse in die Ablauforganisation der betroffenen 

Fachämter 
- Prüfung durch die Datenschutzbeauftragte 
- Festlegung der Zahlungs-Dienstleister und Anbindung der Finanzbuchhaltung 

Im dritten und vierten Quartal 2017 wird parallel das Projekt „S1“ durchgeführt. Im Projekt 
„S1“ sind die Prozesse für Meldebescheinigungen und einfache Melderegisterauskünfte, 
Urkundenbestellungen, Aufenthaltsbescheinigungen und Wahlscheinanträge enthalten. 
 
Im ersten und zweiten Quartal 2018 ist die Umsetzung des Pakets „S2“ vorgesehen. Wenn 
die Programmhersteller die erforderlichen Schnittstellen bereitstellen, ist die Umsetzung der 
folgenden Prozesse geplant: 
 

- Gewerbean- und -ummeldung 
- Hundean- und -abmeldung 
- Beantragung einer Übermittlungssperre 
- Bußgeldzahlung und Bußgeldstellungnahme 
- Statusabfrage für Ausweispapiere 
 

Ö  11Ö  11

68



530/2017-1  Seite 2 von 2 

 

Die Definition der Prozess-Schritte erfolgt in einem Civitec-internen Arbeitskreis. Dieser Ar-
beitskreis umfasst die Kommunen, die an der ersten Stufe der Umsetzung teilnehmen. Jede 
dieser Kommunen ist für die Definition eines Prozesses zuständig und beschreibt diesen in 
einer „Blaupause“, die vom Arbeitskreis beschlossen wird. So ist sichergestellt, dass die Pro-
zesse durch die Civitec für die nachfolgenden Kommunen schnell umgesetzt werden kön-
nen. 
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